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Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 22. Mai 1992 dem Deutschen Institut für Wirt-

schaftsforschung, Berlin, dem Institut für Weltwirtschaft, Kiel, und dem Institut für Wirtschaftsforschung Halle 

einen Forschungsauftrag mit dem Titel „ Die wirtschaftliche Situation Rußlands und Weißrußlands — wirt-

schaftliches Potential und mögliche Entwicklungslinien" erteilt. Es handeltsich dabei um das erste Teilprojekt 

einer für mehrere Jahre konzipierten Analyse der Reformprozesse in Rußland und Weißrußland, die mit einer 

Beratung der Regierungen und Parlamente dieser Länder verbunden werden soll. Die beteiligten Institute 

legen hiermit ihren ersten Bericht über die bisherigen Reformbemühungen und die Perspektiven für den 

Transformationsprozeß in Rußland und Weißrußland vor. 

Bei diesem Bericht handelt es sich schwerpunktmäßig um den Versuch einer Bestandsaufnahme der wirt-

schaftlichen Lage in den beiden Ländern. Die nach wie vor unsichere politische Lage, der institutionelle Um-

bruch und das Fehlen eines zuverlässigen Berichtssystems erschweren eine genaue Analyse. Die Institute 

waren deshalb darauf angewiesen, die erheblichen Informationslücken durch eigene Recherchen vor Ort, 

durch schriftliche und mündliche Befragungen von staatlichen Stellen und einheimischen Wissenschaftlern 

sowie durch Zusammenarbeit mit in den Untersuchungsländern ebenfalls engagierten internationalen Orga-
nisationen wie Internationalem Währungsfonds und Weltbankzu schließen. Dennoch sind in Teilbereichen er-
hebliche Unsicherheiten über den tatsächlichen Ablauf des Transformationsprozesses verblieben. 

Nach den Vorstellungen des Auftraggebers sollte der Bericht im Umfang knapp gehalten werden. Er kon-
zentriert sich deshalb auf die wichtigsten Aspekte der wirtschaftlichen Entwicklung und der Reformpolitik in 
der russischen Föderation. Über die wirtschaftliche Lage in Weißrußland wird lediglich ein kurzer Überblick 
gegeben. Es ist geplant, Weißrußland in einem weiteren Bericht ausführlicher zu untersuchen. 

* Dieser Bericht wird auch als Kieler Diskussionsbeitrag Nr. 193/94 sowie als IWH Forschungsreihe 3/92 veröffentlicht. 
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Systemwechsel 

Zur Desintegration der russischen Föderation 

Kompetenz-Wirrwarr 

Als die Zentralorgane in Moskau ihre dirigistische Kon-

trolle über die Sowjetunion verloren, gewannen die Repu-

bliken der UdSSR ihre Selbständigkeit. Da das Kernland 

„Rußland" selbst eine Föderation mit einer immensen geo-

graphischen Ausdehnung und einer großen ethnischen 

Vielfalt ist, muß es die Suche nach tragfähigen staatlichen 

Strukturen im Prinzip unter ähnlichen Bedingungen nach-
vollziehen wie zuvor die Sowjetunion. Zahlreiche politische 

Körperschaften, die im alten System geschaffen wurden, 

haben ihre Tätigkeit umgestellt. Sie verfolgen ihre eigenen 

Ziele und haben ihre eigenen Vorstellungen über Strategie 

und Geschwindigkeit der eventuellen Reformen. Sie 
streiten über ihre gegenwärtigen und zukünftigen Kompe-

tenzen. Wichtige Entscheidungen werden nun auf regio-

naler Ebene getroffen. Mehrere Gebietskörperschaften 
führen das bisherige Wirtschaftssystem weitgehend fort, 

andere verfolgen mehr oder weniger selbstgewählte Mo-

delle für die wirtschaftliche Umgestaltung. 

Im März dieses Jahres wurde ein Föderationsvertrag un-

terzeichnet, der Bestandteil der noch zu diskutierenden zu-

künftigen Verfassung werden soll. Danach hat die Russi-

sche Föderation 80 Mitglieder — die 16 autonomen Repu-

bliken, die noch zu Zeiten der UdSSR innerhalb der 
Grenzen Rußlands existierten, die gier autonomen Ge-

biete, die nun ebenfalls Republiken heißen, und die 

60 Oblaste Rußlands. Die große Zahl der Teilnehmer er-

schwert und verzögert den verfassungsgebenden Prozeß 

erheblich. Wegen fehlender Kompetenzverteilung ent-

halten derzeit Gesetze den Passus, daß abweichende Be-

schlüsse auf der untergeordneten regionalen Ebene ge-

troffen werden können. So nehmen die Unterschiede in der 

praktischen Politik und die Gegensätze zwischen den Re-

gionen mit der Zeit zu. Der Zerfall der Föderation schreitet 

fort. 

Das Spiegelbild des politischen Kompetenzwirrwarrs ist 

eine Desintegration der Wirtschaftsverfassung. Nach der 

derzeitigen Gesetzeslage können die Unternehmen be-

stimmen, was und wie sie produzieren, wie hoch die Zahl 

der Beschäftigten sein soll und wieviel die Arbeitnehmer 

verdienen (wenn die Kosten durch Einnahmen gedeckt 

werden). Das alte System der Staatsaufträge hätte dem-
nach aufgegeben werden müssen, so wie die Zentralregie-

rung es in einem entsprechenden Beschluß verkündete. 

Die Regierungen der Regionen haben jedoch das Recht 

erhalten, in ihrem Bereich eigene Staatsaufträge zu 

erteilen'. Art und Umfang dieser Aufträge sollen weiter 

zwischen der Zentralregierung und der entsprechenden 

Region abgestimmt werden. Dieses Recht nutzen die Re-

gionen in unterschiedlichem Maße. Sie beanspruchen mit 

oder ohne Zustimmung aus Moskau bis zu 50 Prqzent der 

Produktion von örtlich knappen Gütern und von Gütern, die 

sich auch außerhalb der Region gut verkaufen lassen. 

Die Provinzregierungen versuchen den überregionalen 

Handel durch obligatorische Aus- oder Einfuhrgenehmi-

gungen und umfangreiche Handelsabkommen zu kontrol-

lieren. Der tatsächliche Einfluß der Gebietskörperschaften 

variiert von Region zu Region. Zentrale Industrieverbände, 

die Zentralregierung und die sog. „Mafia" sind andere 

wichtige Akteure. Auch die Findigkeit der Manager be-

grenzt de facto die Kontrolle der Provinzregierungen über 

den Handel. 

Früher erhielten die Gebietskörperschaften erhebliche 

Finanzmittel für die Produktion von nicht-handelbaren Gü-

tern und Diensten aus Moskau. Die Zentralregierung hat 

diese Zahlungen weitgehend eingestellt und außerdem zu-

sätzliche, mit Ausgaben verbundene Aufgaben auf die Ge-

bietskörperschaften abgewälzt. Diese Übertragung von 

Kompetenzen an die regionalen Gebietskörperschaften 

kann als eine nachträgliche Sanktionierung des eigen-

mächtigen Verhaltens von regionalen Gebietskörper-

schaften interpretiert werden; sie hängt aber auch mit der 

mißglückten fiskalpolitischen Strategie der Regierung der 

Russischen Föderation zusammen. Um die eigenen Aus-

gaben zu reduzieren und so eine bessere Budgetsituation 

ausweisen zu können, wurden Ausgaben auf Provinzregie-

rungen und das Bankensystem abgewälzt. Die Rechnung 

ging jedoch nicht auf, da erwartete Einnahmen für den Zen-

tralhaushalt ausblieben. Die Regierungen der Oblaste, der 

autonomen Gebiete oder Republiken der Russischen Fö-

deration, erhalten variierende Gewinnabführungen von 

Unternehmen, die sie kontrollieren; die regionalen Be-

hörden ziehen Steuern ein, behalten einen Teil der Ein-

nahmen ein und überweisen den Rest an die Zentralregie-

rung. Es ist umstritten, wie hoch der einbehaltene Anteil 

sein darf. In der Regel erhält die Zentralregierung weniger, 

als sie beansprucht. 

Die untergeordneten Gebietskörperschaften erlassen 

weiterhin Verordnungen, die den Entscheidungen der 

übergeordneten Organe widersprechen. Dies trägt dazu 

bei, daß die wirtschaftliche Umstellung zu einer Desinte-

gration Rußlands ausufert. Alte ethnisch und religiös be-

dingte Konflikte sind im Vielvölkerstaat wieder entflammt. 

In mancher Hinsicht ist die Russische Föderation zur Zeit 

mehr auf dem Papier als in der Realität ein Staat. Gesetze 

und Erlasse werden nur unzureichend durchgesetzt. An-

gesichts der regionalen Kontrollen und der Beschrän-

kungen des interregionalen Handels kann Rußland zur Zeit 

nicht einmal als gemeinsamer Markt bezeichnet werden. 

1 Gesetz der RF „Über die Lieferung von Erzeugnissen nach 
Waren für den Staatlichen Bedarf" vom 28. Mai 1992, Ekonomika 
i •izn', No. 27, Juli 1992, S. 23. 
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Das Programm der Regierung 

der Russischen Föderation 

Die Regierung der Russischen Föderation versucht, der 

wirtschaftlichen und politischen Desintegration Einhalt zu 
gebieten. Gemäß Kapitel 8 ihres politischen Programms 

von 19922 sollen für die Russische Föderation einheitliche 
Regeln eingeführt werden. Da aber die Mitglieder der Fö-

deration weiterhin das Recht behalten sollen, eigene Lö-

sungen zu finden, dürften auch die angekündigten Regeln 

nicht einheitlich sein. Als Ausgangspunkt des Programms 

wird festgestellt, daß die Regionen der Föderation sich von-

einander unterscheiden und unterschiedliche Entwick-

lungsmodelle verfolgen. Diese Unterschiede sollen in der 
Organisation der Föderation berücksichtigt werden. Sie 

können dabei bedingen, daß die einzelnen Mitglieder der 

Föderation auf unterschiedliche Weise in die Föderation 

eingebunden werden können. Damit wird das Verhalten 

der autonomen Republiken wie Tartarstan akzeptiert, die 
als Vorreiter in Sachen Autonomie ein Beispiel für die an-

deren Regionen setzten. Wegen dieser Spielräume kann 

das Programm die Rolle der föderativen Organe nicht spe-

zifizieren. Diese Rolle wird lapidar mit „übergreifenden 

Aufgaben" und „ Koordination" benannt. Das Programm 

enthält keinen Vorschlag für eine klare Verteilung von Kom-

petenzen zwischen regionalen und zentralen Körper-

schaften. 

Die Autonomie einer Region wird auf die Weise be-

schrieben, daß die Wirtschaftspolitik in dieser Region zwar 

in Abstimmung mit den zentralen Organen konzipiert 

werden muß. Da aber die Verantwortung für die Entwick-
lung letztlich bei den örtlichen Organen liegt, entscheiden 

diese auch. Sie können zum Beispiel eine eigene Struktur-

und Investitionspolitik mit Mitteln wie Steuer- und Abga-

benbefreiungen, technischen Hilfen, billigen Krediten und 

Verfügungen über Boden und Naturressourcen betreiben. 

Nur in Sonderfällen sollen die Regionen eine Hilfe der Zen-

tralregierung erhalten. Diese allgemeine Aussage wider-

spricht jedoch der Vielzahl von Regionalprogrammen, die 

die Zentralregierung für eine lange Liste potentieller Emp-

fänger angekündigt hat. Ein besonderer Schutz und ent-

sprechende Hilfen werden den vielen Nationen auf dem 

Gebiet der Föderation versprochen. 

Die Finanzierung der angekündigten Regionalhilfen 

bleibt im Unklaren. Es wird lediglich angegeben, daß ein 

neues Steuersystem für eine hinreichende Finanzierung 

und zweckmäßige Verteilung von Steuergeldern sorgen 
wird. Da dieses System einerseits auf dem gesamten Ge-

biet der Föderation einheitlich eingeführt werden soll, an-

dererseits aber regionale Sonderlösungen erwogen 
werden, ist nicht ersichtlich, wie die Zentralregierung ihre 

Finanzierungsprobleme in föderativem Rahmen lösen will. 

Das Programm empfiehlt zudem, die Zahl der Föderations-
mitglieder auf 11 große Regionen zu beschränken, die wie-

derum aus 8 territorialen „Assoziationen" bestehen sollen. 

Es ist nicht geregelt, wie diese Regionen aus den heutigen 

Mitgliedern zu bilden wären. 

Das Land braucht schnell eine zweckmäßige Verfas-

sung. Entweder muß eine starke Zentralregierung das fö-

derative Element beschneiden oder die Föderation muß als 

solche lebensfähig gemacht werden. Praktische ökonomi-

sche Erwägungen und die ohnehin starke Stellung von Re-

gionen sprechen für eine föderative Lösung, die eindeutig 

festlegt, welche Rechte und Pflichten die zentralen Organe 

(Präsident, Parlament, Regierung) haben, welche Gesetze 

alle Teile der Föderation gemeinsam haben sollen und 

welche Gesetze die einzelnen Regionen folglich selbst er-

lassen können. Wenn diese Kompetenzen nicht eindeutig 

zugeordnet werden, ist ein wirtschaftlicher Transformati-

onsprozeß nicht vorstellbar. Zu den besonders umstrit-

tenen Fragen zählen die Eigentums- und Nutzungsrechte 

an Naturressourcen, die Entscheidungsrechte und die 

daraus wachsenden Pflichten bei der Aufrechterhaltung 

staatlicher Unternehmen sowie das Recht zu bestimmen, 

was, wann und wie privatisiert wird. 

Zeitliche Abfolge von Reformen 

Für die Russische Föderation ist eine beeindruckende 

Vielzahl von Gesetzen verabschiedet worden, die der 

Transformation der Wirtschaft dienen sollen. Dazu zählten 

ein Gesetz über die Privatisierung von Staats- und Kommu-
nalbetrieben vom 3. Juli 1991 (Izvestija — Zakon, Nr. 1, Ja-

nuar 1992), das am 5. Juni 1992 revidiert wurde (Rossijs-

kaja gazeta vom 09.07.1992) und ein Gesetz vom 22. März 
1991 „Über den Wettbewerb und die Eindämmung mono-

polistischer Tätigkeit auf den Warenmärkten" (Ekonomika 

i zizn', Nr. 19, Mai 1991). Bereits am 25. Dezember 1990 hat 

das Unternehmensgesetz, das alle Unternehmensformen 

rechtlich gleichstellt, die Autonomie der einzelnen Unter-

nehmen (als Staatsbetriebe) verankert und die Registrie-

rungs- statt der Genehmigungspflicht bei Neugründungen 

von Unternehmen eingeführt. Im Dezember 1991 wurde ein 

ganzes Paket von Steuergesetzen angenommen'. Auch 

im Bereich der sozialen Sicherung der Bevölkerung wurde 

der Gesetzgeber aktiv. Ein Gesetz vom 13. Dezember 1991 

„Über die staatlichen Pensionen der UdSSR" wurde be-

reits am 6. Februar 1992 für die Russische Föderation (Eko-

nomika i zizn', Nr. 11, März 1991) revidiert. Im März und 

April 1992 wurden Arbeitsverträge und Mindestgehälter 

gesetzlich geregelt, für die Mindestgehälter wurde eine ge-

setzliche Indexierung eingeführt. Auch das Finanzwesen 

2 Dieses Programm soll dem Parlament im Oktober zur Abstim-
mung vorgelegt werden. 

3 Gesetze „Über die Mehrwertsteuer" (Ekonomika i lizn', Nr. 1, 
Januar 1992), „Über die Einkommensteuer für natürliche Per-
sonen" (Izvestija-Zakon, Nr. 5, Mai 1992), „Über Vermögensteuer 
von natürlichen Personen, die sich mit Unternehmertätigkeit be-
fassen" ( Financial & Business News, Nr. 7 (28), April 1992), „Über 
die Grundlagen des Steuerwesens in der Russischen Föderation 
(RF)" ( Ekonomika i kn', Nr. 11, März 1992) und „Über die Gewinn-
steuer der Betriebe und Organisationen" (Ekonomika i nzn', Nr. 
10, März 1991). 
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wurde neu geregelt, zuerst mit dem Gesetz vom 2. De-

zember 1990 „Über die Banken und Bankentätigkeit" 
(Business und Banken, Nr. 4, Februar 1991). Die Wirtschaft 

wurde am 4. Juli 1991 in einem begrenzten Umfang für aus-

ländische Investoren geöffnet. Am 20. Februar 1992 wurde 

das Gesetz „Über die Warenbörsen und den Börsen-

handel" (Financial & Business News, Nr. 8, April 1992) be-

schlossen. 

Dazu kamen und kommen viele Erlasse des Präsi-

denten, Verordnungen des Ministerrates, Instruktionen der 

einzelnen Minister und Beschlüsse des Präsidiums des 

Parlaments der Russischen Föderation. Es ist auffallend, 

daß auch wichtige Themen in Erlassen statt in Gesetzen 

geregelt wurden, beispielsweise in Erlassen „Über die 
Handelsfreiheit" (Pravitel'stvennyj vestnik, Nr. 6, Februar 

1992), „Über die beschleunigte Privatisierung staatlicher 

und kommunaler Betriebe" (Pravitel'stvennyj vestnik, Nr. 8, 

Februar 1992) vom 29. Januar 1992, „Über organisatori-

sche Maßnahmen zur Umwandlung staatlicher Betriebe in 

Aktiengesellschaften" (Rossijskie vesti, Nr. 31, Juli 1992) 

vom 1. Juli 1992, „Überdie Maßnahmen zursozialen Unter-

stützung der arbeitslosen Bürger" (Rossijskaja gazeta vom 

14.07.1992) vom 2. Juli 1992, „Über Konkurse" (Rossijskie 

vesti vom 30.06.1992) vom 14. Juni 1992. Diese Präsi-

denten-Erlasse können kurzfristig geändert werden und 

schaffen damit weitere Unsicherheiten über den Ablauf 

des Reformprozesses. 

Ein Grund für den häufigen Gebrauch von Erlassen an-

stelle von Gesetzen ist, daß die politischen Instanzen sich 

oft gegenseitig blockieren. Die Mehrheitsverhältnisse sind 

vielfach unklar, die Regierung findet nicht immer eine 

Mehrheit für ihre Politik. Es mag auch in der rechtsphiloso-

phischen Tradition des Landes liegen, daß die Politik mit Er-

lassen arbeitet. Diese Tradition hat aber prinzipiell den 

Nachteil, daß eine Gesetzessystematik entsteht, die für 

Marktwirtschaften wenig geeignet ist. Anstatt die rechtli-

chen Fundamente der individualistisch orientierten Markt-

wirtschaft, wie Eigentumsrechte, Vertragsfreiheit und die 

Abgrenzung des Staatssektors in Gesetzen zu verankern, 

wird versucht, spezielle Probleme zu lösen — oft Details, 

die nicht die Form eines Gesetzes benötigen und mit vielen 

Abgrenzungs- und Definitionsproblemen behaftet sind. 

Das vermindert die Transparenz des Wirtschaftslebens, 

destabilisiert Erwartungen und trägt nicht zur Glaubwür-

digkeit der Reformen bei. 

Generell sind beim Übergang von einer Plan- zur Markt-

wirtschaft vier große Aufgabenbereiche zu bewältigen: der 

Aufbau der institutionellen Infrastruktur, die einzelwirt-

schaftliche Liberalisierung nach innen und außen, die Be-

wahrung oder Wiedererlangung der gesamtwirtschaftli-

chen Stabilität und die Privatisierung der Staatsbetriebe. 

Während der institutionelle Wandel und die Privatisierung 

notwendigerweise Zeit in Anspruch nehmen, kann die 

Preisfreigabe schlagartig erfolgen, sobald Gesetze über 

individuelle Vertragsfreiheit (entsprechend BGB und HGB) 

eingeführt werden. Der Stellenwert der Stabilisierung 

hängt von der Ausgangslage ab. 

Im Idealfall einer optimalen Reihenfolge der Einzel-

schritte (Sequencing) würden zunächst einige wichtige in-

stitutionelle Grundlagen der Marktwirtschaft gelegt, bevor 

die Preise freigegeben und die Märkte geöffnet werden. Zu 

den Grundlagen zählen auch eine Reform des Sozialsy-

stems und eine Änderung der Staatsaufgaben und des 

Steuerwesens. 

Die Russische Föderation konnte dieser Sequenz nicht 

folgen: Da sich Ende 1991 ein extremer Inflationsstau auf-

gebaut hatte, der sich teilweise auf den grauen Märkten 

entlud, hatte die neue Regierung kaum eine andere Wahl, 

als mit der Preisliberalisierung zu beginnen, um den völ-

ligen Zusammenbruch des offiziellen Verteilungssystems 

zu verhindern. Deshalb mußte sie auch die gesamtwirt-
schaftliche Stabilisierung versuchen, obwohl nahezu alle 

wichtigen institutionellen Voraussetzungen fehlten. 

Mit den vielen Gesetzen und Erlassen hat Rußland in 

kurzer Zeit versucht, marktkonforme Institutionen zu 

schaffen. Da das Problem der Kompetenzverteilung zwi-

schen den zentralen und regionalen Körperschaften je-

doch ungeklärt blieb, entfalteten die Gesetze und Erlasse 

nur geringe Wirkung. In vielen Bereichen ist stattdessen 

ein Chaos ausgebrochen, selbst Recht und Ordnung 

werden nur unzureichend durchgesetzt. Individuelle 

Selbsthilfe äußert sich in Wirtschaftskriminalität und Kor-

ruption; organisierte Wirtschaftskriminalität und Selbstbe-

dienungen an kollektivem Eigentum ufern aus. Die großen 

Staatsunternehmen unterliegen keinen „ harten" Budget-

beschränkungen, obwohl sie in ihrem Handeln weitgehend 

autonom sind. Die erwarteten Steuereinnahmen blieben 

vielfach aus. Das Defizit der öffentlichen Haushalte 

wächst, die Inflation beschleunigt sich wieder. Die Privati-

sierung ist kaum in Gang gekommen. 

Grundfragen der Privatisierung 

Um eine positive Angebotsreaktion und eine aktive An-

passung am Wettbewerb zu erreichen, müssen die Staats-

betriebe einer harten Budgetrestriktion unterworfen und 

möglichst rasch privatisiert werden. Angesichts der be-

schriebenen Probleme der Russischen Föderation ist die 

Ankündigung Präsident Jelzins vom Januar 1992, daß 

70 vH sämtlicher Staatsbetriebe bis Ende 1992 in private 

Hand gegeben werden sollen, unrealistisch. Zum Zweck 

der Privatisierung staatlicher und kommunaler Unter-

nehmen wurde am 3. Juli 1991 ein Privatisierungsgesetz 

verabschiedet4. Auf der Grundlage dieses Gesetzes 

wurde im März 1992 ein Privatisierungsprogramm vorge-

legt, das Durchführungsbestimmungen sowie die Ziele, 

4 Am 5. Juni 1992 erfolgte per Gesetz eine Ergänzung in einigen 
Punkten. 
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Aufgaben, Einschränkungen und das Verfahren der Priva-

tisierung im Jahr 1992 enthält. Gemäß dem Dekret Nr. 721 

vom 1. Juli 1992 soll die „große" Privatisierung durch die 

Umwandlung von Großbetrieben in Aktiengesellschaften 

eingeleitet werden. Es ist dabei beabsichtigt, bis Ende 

1992 etwa 7 000 Großbetriebe mit einer Beschäftigtenzahl 

von mindestens 1000 in Aktiengesellschaften umzu-
wandeln. 

Für die Organisation und die Konzeption der Privatisie-

rung ist das „Staatskomitee für die Verwaltung von Staats-
vermögen" (Vermögenskomitee) zuständig, während die 

eigentlichen Verkaufsaktivitäten auf allen Ebenen der Fö-

deration von sogenannten Vermögensfonds durchgeführt 

werden. Die betrieblichen Privatisierungspläne werden in 

Zusammenarbeit von Vermögenskomitee, Belegschaften 

und Kommunen ausgearbeitet. Die Formen der Privatisie-

rung sind unterschiedlich: Die Anteile an Großbetrieben 

sollen nach einem festzulegenden Schlüssel an Betriebs-

angehörige und betriebsfremde Investoren verkauft 

werden. Dabei können auch Privatisierungsschecks einge-

löst werden, die jeder Bürger in einem Wert von 10 000 Ru-

beln bis Ende 1992 erhalten soll. Im Einzelfall ist zudem ein 
Direktverkauf kompletter Betriebe vorgesehen. Auf dem 

Wege von Versteigerungen, Ausschreibungen und Direkt-

verkäufen sollen desweiteren Klein- und Mittelbetriebe im 

Rahmen der „ kleinen" Privatisierung veräußert werden. 

Im Rahmen der „ kleinen" Privatisierung war ursprüng-

lich geplant, 100 000 Betriebe im Bereich des Handels, des 

Handwerks und sonstiger Dienstleistungen zu privati-
sieren. Bis zum 1. Juli 1992 wurden 53 600 staatliche Be-

triebe im Einzelhandel und in der Gastronomie und 19 900 

im Dienstleistungssektor zu selbständigen juristischen 

Personen umgewandelt. Das sind 27 bzw. 21 vH des jewei-

ligen Gesamtbestandes an Betrieben (lzwestija vom 

20.7.1992). Dabei handelt es sich überwiegend um eine 
reine Kommerzialisierung, nicht um eine Privatisierung. In-

zwischen sind die Privatisierungsziele zurückgeschraubt 

worden: Nach der Ende Juni 1992 verabschiedeten neuen 
Fassung des russischen Reformprogramms soll die 

„kleine" Privatisierung erst 1994 abgeschlossen sein, von 

den mittleren und größeren Unternehmen sollen bis 1994 
erst 30 vH privatisiert werden5. 

Bislang hat die russische Privatisierung hauptsächlich 

auf dem Papier stattgefunden; eine konsistente Privatisie-

rungsstrategie ist nicht in Sicht. Vielmehr scheinen die vor-

liegenden Privatisierungsvorschriften undurchführbar und 

wenig systematisch zu sein. Außerdem wirkt sich die feh-

lende Durchsetzbarkeit legislativer und administrativer 

Akte gegenwärtig auch bei der Privatisierung als ein un-
überwindbares Hindernis aus. Das „Staatskomitee für die 

Verwaltung von Staatsvermögen" soll zentral den Gebiets-

körperschaften Eigentumsrechte zuordnen. Dies würde 

voraussetzen, daß die Entscheidungen des Komitees auf 

allen föderalen Ebenen akzeptiert werden müßten. Da 

eine, wenn auch rechtlich nicht abgesicherte, Zuordnung 
von Eigentumsrechten in der Regel schon spontan erfolgt 

ist, und die Zentralregierung offenbar nicht in der Lage ist, 

Änderungen des Status-quo durchzusetzen, dürfte die ver-

bindliche Klärung der Eigentumsverhältnisse auf abseh-

bare Zeit unmöglich sein. 

Ein weiteres Durchsetzungsproblem liegt auf betriebli-

cher Ebene vor. Unternehmensleitungen und Beleg-

schaften müssen im Rahmen des Verfahrens Privatisie-
rungspläne aufstellen. Wenn sie nicht bereit sind, diese für 

Investoren attraktiv auszugestalten — was auch soziale 

Härten mit sich bringen kann —, dürften die Betriebe kaum 
zu veräußern sein. Da die Beschäftigten in vielen Fällen die 

Verfügbarkeit über ihre Betriebe als Eigentumsrechte inter-

pretieren, ist ein Wille zur Kooperation bei ihnen kaum zu 

erwarten; eher ist mit Widerstand gegen einen Privatisie-

rungsprozeß, der an diesen Besitzständen rührt, zu 

rechnen. Außerdem sind die notwendigen Informationen 

über das Privatisierungsprogramm bei den Beteiligten oft-

mals nicht vorhanden. Dies hat zur Folge, daß Fristen nicht 

eingehalten werden können und Unklarheit über die tech-

nische Durchführung besteht. Selbst bei gutem Willen aller 

potentiell Beteiligten erscheint die geplante Privatisierung 
unter den herrschenden Umständen damit kaum durch-
führbar. 

Dem russischen Privatisierungsverfahren fehlt es auch 

an Attraktivität, weil wirtschaftlich interessante Branchen 

aus dem Privatisierungsprozeß ausgeklammert bleiben 
bzw. nur konditioniert einbezogen werden. Die einge-

schränkte Beteiligung von Ausländern im Rahmen des Pri-

vatisierungsprogramms sowie deren ungeklärter Status' 

mindert die Erfolgsaussichten zusätzlich. Die für verschie-

dene Privatisierungsarten erforderliche Infrastruktur (z.B. 

Börsen für die Versteigerung) fehlt in vielen Fällen. 

Aufgrund der fehlenden institutionellen Vorausset-

zungen ist eine „große" Privatisierung auf kurze Sicht nicht 

durchführbar. Jedoch sollte versucht werden, die staatli-
chen Großbetriebe so rasch wie möglich zu kommerziali-

sieren. Es erscheint weiterhin sinnvoll, die eigentlichen 

Privatisierungsanstrengungen auf die „ kleine" Privatisie-

rung zu konzentrieren, wo auch kurzfristig Erfolge zu er-

warten sind. 

Makroökonomische Entwicklung 

Stabilisierungspolitik 

Der Zerfall der Sowjetunion ging mit einem völligen Ver-

lust der gesamtwirtschaftlichen Stabilität einher: Die Pro-

duktion schrumpfte, hohe Haushaltsdefizite und über die 

5 Vgl. „Jelzin: Stabilisierung zum Jahresende". VWD-Osteu-
ropa, Nr. 21 vom 2. Juli 1992, S. 2 sowie „ Beginn der zweiten Re-
formphase in Rußland. Keine Tilgung der Auslandsschulden bis 
zum Jahre 1996 ". Neue Zürcher Zeitung vom 5./6. Juli 1992. 

6 So sind ausländische Investoren von der „ kleinen" Privatisie-
rung ausgeschlossen und benötigen beim Erwerb von Beteili-
gungen an Betrieben in wichtigen Branchen eine staatliche 
Lizenz. 
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Produktivitätsentwicklung hinausgehende Lohnsteigerun-

gen führten zu einer sich beschleunigenden inflationären 

Geldschöpfung. Nach der Freigabe der meisten Verbrau-

cherpreise entlud sich das aufgestaute Inflationspotential 

im Januar 1992 in einem Anstieg der Verbraucherpreise 

um 345 vH gegenüber dem Vormonat (Materialien des rus-

sischen Staatskomitees für Statistik zur Wirtschaftslage 

der Russischen Föderation im 1. Halbjahr 1992, Moskau 

1992, S. 19). Danach ging der monatliche Anstieg der Ver-

braucherpreise zwar deutlich zurück, jedoch ist es der Re-

gierung nicht gelungen, die gesamtwirtschaftliche Ent-

wicklung zu stabilisieren. Die russische Inflationsrate ist 

weiterhin außerordentlich hoch (mit einer Monatsrate im 

Juni von 17 vH). 

Rußland hatte in den ersten drei Monaten dieses Jahres 

versucht, die Zunahme der Bargeldmenge zu begrenzen: 

Der Banknotenumlauf stieg wesentlich langsamer als der 

Verbraucherpreisindex, und zwar auch im Februar und 

März, also nachdem die große Preiswelle der ersten 

Januarwochen bereits verebbt war. Die zunehmende Bar-

geldknappheit führte jedoch nicht zu Preisdisziplin und 

realwirtschaftlicher Anpassung der Staatsbetriebe, weil 

diese Betriebe leichten Zugang zu Krediten hatten. Die 

Banken haben kurzfristige Dreimonatskredite zur Deckung 

laufender Kosten vergeben, die Zentralbank hat direkte Re-

finanzierungsmöglichkeiten zu niedrigen Zinsen einge-

räumt, und die Betriebe haben sich untereinander ver-

schuldet. 

Die zwischenbetrieblichen Außenstände sind von 

35 Mrd. Rubel am Jahresanfang bis Anfang Juli auf 

2,5 Billionen Rubel emporgeschnellt (Ekonomika i zizn', 

Nr. 30,1992, S. 5). Dies geht weit über normale Lieferanten-

kredite hinaus. Mittlerweile wurde von der Zentralregierung 

beschlossen, diese Verbindlichkeiten mit Hilfe zweckge-

bundener Kredite in Bankschulden umzuwandeln und zu 

saldieren. Außerdem sollen die Unternehmen zukünftig ge-

zwungen werden, Aktiva zu verkaufen, wenn sie ihre Ver-

pflichtungen auf andere Weise nicht erfüllen können (Eko-

nomika i zizn', Nr. 24,1992, S. 5). Der Kern des Problems ist 

jedoch nach wie vor ungelöst. Er liegt in den Mängeln des 

Rechtswesens, der Macht der Großbetriebe und in Män-

geln des Zahlungssystems. Zunächst hat die Zentralregie-

rung Lieferantenkredite sogar befürwortet oder zumindest 

geduldet. Selbst wenn sie von dieser Linie abkehren sollte, 

wäre noch nicht gesichert, daß die verantwortlichen regio-

nalen Gebietskörperschaften ihrem Beispiel folgen. 

Als die ersten Dreimonatskredite im April fällig wurden, 

konnte kaum ein Staatsbetrieb seine Schulden begleichen. 

Um Firmenzusammenbrüche zu vermeiden und das Aus-

zahlen überfälliger Löhne zu ermöglichen, gaben Regie-

rung und Zentralbank nach nur knapp vier Monaten den er-

sten Versuch einer gesamtwirtschaftlichen Stabilisierung 

auf Druck des Parlaments und wirtschaftlicher Interessen-

vertretungen wieder auf. Die Betriebe konnten alte Kredite 

verlängern und neue Gelder erhalten: Die russische Regie-

rung hat den Industrieunternehmen im April zusätzlich 

200 Mrd. Rubel subventionierten Kredits zugesagt, der Be-

trag wurde binnen weniger Wochen auf 500 Mrd. Rubel er-

höht (Economist, 27.6.92, S. 86). Weitere umfangreiche 

Geldspritzen sollen folgen. Um die Löhne in bar auszahlen 

zu können, ließ man die Notenpressen schneller laufen. 

Die Bargeldmenge stieg im 1. Halbjahr 1992 um 100 vH, 

wobei allein 31 vH der Banknotenemission auf den Monat 

Juni entfielen. Im Juli beschleunigte sich diese Entwick-

lung weiter: Ende Juli waren bereits 736,4 Mrd. Rubel Bar-

geld im Umlauf (Ende 1991: 276,9) (Kommersant Nr. 34, 

1992, S. 8). Für den Herbst wird ein neuer Inflationsschub 

erwartet. Am Jahresende könnte das Preisniveau 

durchaus 20mal so hoch sein wie vor der Preisfreigabe zu 

Jahresbeginn. 

Öffentliche Haushalte 

Die russischen Gebietskörperschaften haben Ende 1991 

eine schwere fiskalische Erblast übernommen. Die sowjeti-

sche Staatsverschuldung hatte bereits seit 1985 stark zu-
genommen. Allein von Ende 1990 bis Ende 1991 hat sie 

sich nahezu verdoppelt (von 566,1 auf 1 050 Mrd. Rubel)'. 

Die Größenordnung der Staatsverschuldung (Ende 1991 

knapp 60 vH des Bruttosozialprodukts für die Sowjetunion) 

ist nach westlichen Maßstäben zwar hoch; sie wäre aber im 

Prinzip noch tragbar. Der Schuldenbestand wird durch die 

derzeitige Hyperinflation sogar schnell entwertet. Das ei-

gentliche Problem stellt das rasche Tempo der Neuver-

schuldung dar. In Rußland werden die Defizite der Gebiets-
körperschaften nicht über einen funktionierenden Kapital-

markt, sondern fast ausschließlich über Kredite der 

Notenbank finanziert. 

Der Internationale Währungsfonds hat mittlerweile die 

Aufgabe übernommen, die Entwicklung der öffentlichen 

Haushalte der letzten Jahre nach westlichen Abgren-

zungskriterien nachzuzeichnen. Für das Jahr 1991 wurde 

dabei versucht, Rußlands fiktiven Anteil am Unionsbudget 

für die ersten 9 Monate zu schätzen und mit dem russi-

schen Budget zu verknüpfen. Gemäß dieser Rechnung be-

trugen im letzten Jahr die Rußland zurechenbaren Staats-

einnahmen knapp 30 vH des BSP, die Ausgaben aber 

knapp 50 vH. Mit 20 vH des BSP oder 225 Mrd. Rube18 

hatte das Finanzierungsdefizit den bis dahin höchsten 

Fehlbetrag erreicht9. 

7 Vgl. Narodnoe chozjajstvo SSSR v 1990 g., Moskau 1991, 
S. 19; Izvestija vom 23.1.1992 und 5.3.1992. Neben den Haushalten 
der einzelnen Gebietskörperschaften existieren noch eine Reihe 
öffentlicher Nebenhaushalte wie Pensionsfonds, Stabilisierungs-
fonds und Investitionsfonds. Die Systematik sowjetischer bzw. rus-
sischer Quellen entspricht nicht den bei uns üblichen Abgren-
zungen öffentlicher Haushalte. 

8 Darin sind nicht die eingefrorenen Kompensationszahlungen 
bei den Sparguthaben enthalten. 

9 Für das Gebiet der ehemaligen Sowjetunion betrug das ge-
samte öffentliche Defizit im letzten Jahr knapp 500 Mrd. Rubel. 
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Der Haushalt der Russischen Föderation für 1992 wurde 

unter dem Gesichtspunkt aufgestellt, den Kriterien des IMF 

für die Umschuldung und die internationalen Hilfen ge-

recht zu werden. Er sah dementsprechend eine drastische 

Rückführung des Haushaltsdefizits vor. So sollte noch im 

Frühjahr ein bis zum Jahresende ausgeglichener Haushalt 

erreicht werden. Erste Schätzungen für die im ersten Halb-

jahr im konsolidierten Budget Rußlands erzielten tatsächli-

chen Einnahmen gehen von gut 1 000 Mrd. Rubel und um 

200 Mrd. Rubel höheren Ausgaben aus (Rossijkie vesti, 

28.7.1992). Im aktuellen revidierten Haushaltsplan der Rus-

sischen Föderation für 1992 steigen die Ausgaben infla-

tionsbedingt um über 500 vH gegenüber dem Vorjahr auf 

über 3 300 Mrd. Rubel. Zu den erwarteten Einnahmen 

klafft eine Lücke von fast 1 000 Mrd. Rubel (Rossijskaja Ga-

zeta, 21.8.1992). Von einer Haushaltskonsolidierung kann 

keine Rede sein. 

Zu den Ursachen der Fehlentwicklung in den öffentli-

chen Budgets gehören insbesondere die schlechte wirt-

schaftliche Entwicklung der letzten Jahre, die Art der Fi-

nanzierung öffentlicher Defizite und die Art der Unterneh-

menssubventionierung. Zuletzt wurden die Probleme noch 

verschärft durch die Regionalisierung von öffentlichen Auf-

gaben und die Umstellung des Steuersystems. 

In den Jahren 1990 und 1991 wurden erstmals seit 1945 

für die gesamtwirtschaftliche Produktion der Sowjetunion 

Rückgänge in der amtlichen Statistik ausgewiesen. Nach 

den vorliegenden Zahlen hat sich dieser Niedergang 1992 

in Rußland erheblich beschleunigt. Damit erodierte auch 

die wichtigste Einnahmequelle öffentlicher Haushalte, die 

Gewinnsteuer der Betriebe, während gleichzeitig die Sub-

ventionen an die Betriebe erhöhtwurden. Diese Subventio-

nierung fand teilweise auch „nachträglich" statt, um Be-

triebe vor dem Konkurs zu bewahren. In solchen Fällen 

übernahm der Staat die Haftung für Bankkredite der Unter-

nehmen. In einem gewissen Umfang trägt sogar die Infla-

tion zu den zunehmenden Haushaltsdefiziten bei, weil sich 

der inflationsinduzierte Übergang zum Tauschhandel ne-

gativ auf die Effizienz und die Steuerzahlungen der Be-

triebe auswirkt. 

Die Einnahmebasis der Russischen Föderation wurde 

aber auch deswegen geschwächt, weil die Umstellung von 

einer einphasigen Einzelhandelsumsatzsteuer auf eine 

vielphasige Mehrwertsteuer erfolgte, ohne daß dafür eine 

funktionsfähige Steuerverwaltung aufgebaut werden 

konnte. Gleichzeitig floß von den eingeplanten Exportab-

gaben nur ein Bruchteil in die Staatskasse. Verantwortlich 

hierfür waren sowohl ein zurückgehendes Exportvolumen 

wie die ungesetzliche Praxis von exportierenden Firmen, 

Einnahmen nicht an den Staat abzuführen. 

Das Ausmaß des fiskalischen Debakels wird besonders 

deutlich, wenn man das russische Defizit mit den Haus-

haltsüberschüssen von knapp 2,5 vH bzw. 4 vH des BIP 

vergleicht, die Polen und die CSFR in den ersten sechs 

Monaten nach der Preisfreigabe erzielen konnten. Danach 

sind die Staatseinnahmen in beiden Ländern binnen 

kurzer Zeit erheblich zurückgegangen, da die Staatsbe-

triebe im Verlaufe der tiefer werdenden Wirtschaftskrise 

immer geringere Beträge an den Staatshaushalt abführen 

konnten. Diese Erfahrungen legen die Vermutung nahe, 

daß sich die russische Haushaltslage noch weiter ver-
schlechtern könnte, sofern Rußland nicht das Steuerwesen 

wirksam reformiert, die Staatsausgaben weiter kürzt und 

die hochsubventionierten Energiepreise spürbar an das 

Weltmarktniveau annähert. 

Banken in Schieflage 

Im Jahre 1987 wurde das System der Staatsbank nach 

demselben Muster umgestaltet wie in anderen RGW-Län-

dern. Alle Forderungen und Verbindlichkeiten aus dem 

Verkehr mit Unternehmen wurden auf fünf neue „Ge-

schäftsbanken" verteilt. Jede Bank bekam ein Monopol auf 

Bankgeschäfte für ein bestimmtes Segment der Wirt-

schaft. Die zwangsweise Bindung von Kunden an eine be-

stimmte Bank blieb erhalten. Als die Kunden drei Jahre 

später das Recht erhielten, ihre Bankverbindung selbst zu 

wählen und Bankgründungen zugleich zugelassen 

wurden, fingen die Kunden — insbesondere die größten 

Unternehmen — an, eigene Banken zu installieren. Bis 

zum 17. Juli 1992 waren 1 485 kommerzielle Banken regi-

striert. Dabei handelt es sich überwiegend um kleine Insti-

tute, die zusammen mit den staatlichen Großbanken insge-
samt nicht mehr als 2 714 Zweigstellen unterhalten. 30 vH 

dieser Banken haben nicht mehr als 5 Mill. Rubel Eigenka-

pital und weitere 44 vH sind mit 5 bis 25 Mill. ausgestattet 

(Auskunft der Russischen Zentralbank). 

Die Vorschriften für die Zulassung zum Bankgewerbe, 

für die Geschäftsführung und für die Bankenaufsicht sind 

unzureichend 10. Deshalb konnte die Bindung an Unter-

nehmen (als Eigentümer) sich wie zuvor in Jugoslawien 

auswirken. Die Aktiva haben eine zu kleine Streuung und 

viele Institute befinden sich in irreparablen Schieflagen. 

Auch bei den großen Staatsbanken, die von Anfang an mit 

vielen schlechten Forderungen ausgestattet wurden, hat 

sich die Situation im Laufe der Jahre verschlechtert. Mitt-

lerweile wird zwar an maßgeblichen Verbesserungen der 

Bankengesetzgebung und der Bankenaufsicht gearbeitet. 

Allerdings ist unklar, wie man beispielsweise die Baseler 

Richtlinien über Eigenkapital und andere Aspekte des 

Bankwesens zur Geltung bringen will, wenn es nach wie 

vor hingenommen wird, daß Banken ihre Schieflage nicht 

beheben, sondern ihre Problemkunden mit weiteren Kre-

diten versorgen und von der Zentralbank dafür Geld er-

halten können. Eine weitere Bankenreform wird unum-

gänglich sein. 

10 Auch intern in den einzelnen Banken ist die Revision oft man-
gelhaft. Folglich stellen Unterschlagungen ein Problem dar. 
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Unterentwickeltes Zahlungssystem 

In der russischen Wirtschaft spielt Bargeld traditionell 

eine große Rolle. Ursache dafür ist vor allem die mangel-

hafte Funktionsweise des Zahlungsverkehrs zwischen 

Banken. Ein lokaler bargeldloser Zahlungsverkehr hat sich 

wegen der langen Dauer und der Unsicherheit der Über-

weisungen nicht entwickelt. Lokale Scheck-Systeme, die 

Banken derzeit mit Unterstützung der lokalen Regierungen 

einrichten, helfen vorläufig wenig. 

Nach dem Bekanntwerden von Finanzierungspro-

blemen der Zentralregierung (damals der UdSSR) hatten 

sich die Überweisungen bereits deutlich verlangsamt, der 

sog. Float wuchs. Als die Ukraine und andere Republiken 

der UdSSR ihre politische Selbständigkeit gewannen, trat 

eine weitere große Verzögerung im Zahlungsverkehr mit 

diesen Teilen des Rubel-Gebietes ein. Die Dauer der Verzö-

gerung im Zahlungsverkehr nimmt mit der geographischen 

Distanz zum Absender und mit der Zahl der nacheinander 

beteiligten Verrechnungszentralen der russischen Zentral-

bank zu. Zwischen den Verrechnungszentralen in ausge-

wählten Städten, in Stadtteilen einer Provinzhauptstadt 

und in den Hauptniederlassungen der Zentralbank werden 

Überweisungsaufträge mit der langsamen und unsicheren 

250 

Post versandt; viele Briefe verschwinden unterwegs. Tele-

phon, Telex und Telegraph dürfen wegen Betrugsmöglich-

keiten nicht benutzt werden. Den Geschäftsbanken ist es 

untersagt, Geld per Kurier zu schicken oder selbst ein Clea-

ringsystem zu organisieren. Geldtransport und das Be-

treiben von Verrechungszentralen zählen zu den Mono-

polen der russischen Zentralbank. 

Währungsregime und Wechselkurs 

Nach dem Kollaps der Sowjetunion ist der Rubel zur ge-

meinsamen Währung für eine Reihe unabhängiger und 

vielfach zerstrittener Staaten geworden". Diese Kombina-

tion aus gemeinsamer Währung und mehr oder weniger 

dezentralisierter Geld- und Haushaltspolitik läuft Stabilisie-

rungsbemühungen zuwider, da einzelne Mitglieder der Ru-

belzone ihre hausgemachte Inflation prinzipiell auf andere 

" Von den 15 Nachfolgestaaten der Sowjetunion hat sich bis-
lang nur Estland mit eigener Währung völlig vom Rubel abgekop-
pelt; Lettland hat zwar einen vorläufigen lettischen Rublis einge-
führt, deraberzunächstzum Kursvon 1:1 an den russischen Rubel 
gebunden bleibt. 

Wechselkurse Dollar — Rubel 
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1) Auktions- bzw. Interbankenkurs. — Z) Touristenkurs (1991) bzw. Quasi-Marktkurs der russischen Zentralbank (Januar bis Juni 
1992). — 3) Außenhandelskurs bzw.spezieller Außenhandelskurs. — 4) Monatsdaten. — 5) Wochendaten. 

Quellen: International Monetary Fund (IMF), Economic Review, Russian Federation. Washington, D.C., 1992; VWD Osteuropa, Ifd. 
Ausgaben. 
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abwälzen können. Mit Zentralbankkrediten, günstigen Re-

finanzierungsbedingungen für die eigenen Banken und 

schließlich mit der Emission eigener Rubelnoten und mit 

Währungssubstituten wie den ukrainischen Coupons sind 

die nicht-russischen Rubelstaaten in den Inflationswettlauf 

eingetreten. Dieser Wettlauf hatte bereits vor derAuflösung 
der Sowjetunion begonnen. Um sich vor einem Inflations-

import und unerwünschten Güterbewegungen zu 

schützen, führten die Republiken der Sowjetunion bereits 

damals Handels- und Zahlungsbeschränkungen ein. Die 
Zahlungsbeschränkungen sind mittlerweile so stringent, 

daß die Währungsunion für Giralgeld nur noch auf dem 

Papier besteht. 

Das Problem könnte entweder durch eine Re-Zentralisie-

rung der Geldpolitik für alle Rubel-Staaten oder durch eine 

völlige Dezentralisierung gelöst werden, also den Über-
gang zu unabhängigen Einzelwährungen. Die politischen 

Hürden für eine wirksame Re-Zentralisierung der Geld-

politik sind allerdings hoch. Dies würde de facto auch eine 

zentral festgelegte Haushaltspolitik und eine weitgehend 

einheitliche Transformationsstrategie erfordern. 

Rußland hat Anfang 1992 die Freigabe der meisten 

Preise nicht mit einer hinreichenden Öffnung des Binnen-
marktes, d.h. mit einer Liberalisierung des Währungsre-

gimes und der Leistungsbilanzkonvertibilität verknüpft. 

Trotz einiger Vereinfachungen gab es bis Mitte des Jahres 

eine Vielzahl von Wechselkursen (vgl. Grafik). Dies hat den 

Außenhandel verzerrt, die Korruption gefördert und die Ka-

pitalflucht beflügelt. Zudem hat die russische Zentralbank 
ab Ende Januar einen Teil ihrer Devisenreserven für den 

letztlich vergeblichen Versuch verwendet, den „freien" 

Außenkurs des Rubels auf Moskaus dünnem Interbanken-

markt durch massive Interventionen zu stützen (bis Ende 

August etwa 650 Mill. US-$, VWD, 4.9.92, S. 3). 

Bedingungen für eine erfolgreiche Stabilisierung 

Nachdem der erste Stabilisierungsversuch gescheitert 

und damit die Glaubwürdigkeit der Makropolitik ange-

schlagen ist, bemüht sich die russische Regierung seit 

Juni darum, einige Grundlagen für einen zweiten Anlauf zu 

legen. Dies beinhaltet: (1) den Übergang zu einem einheitli-

chen Rubelkurs seit dem 1. Juli (vgl. Grafik), (2) eine Er-

leichterung der inländischen Verwendung ausländischer 

Devisen 12, (3) einen gewissen Druck auf die übrigen 

Staaten zu einer Entscheidung über den Verbleib in der Ru-

belzone und (4) die Einigung mit dem Internationalen Wäh-

rungsfonds auf die Grundzüge eines dreistufigen Pro-

gramms. Dieses Programm sieht westliche Mittel von 
24 Mrd. Dollarvor, darunteru.a. einen Stabilisierungsfonds 

von 6 Mrd. Dollar zur Absicherung eines festen Rubel-
kurses (Schwankungsbreite: 7,5 vH in jede Richtung) in der 

dritten Stufe. Es ist allerdings nicht anzunehmen, daß diese 

Hilfen einen wesentlichen Beitrag zu einer Stabilisierung 

leisten können. Es ist auszuschließen, daß Rußland es 

schaffen kann, bis zum Jahresende das Budgetdefizit auf 

5 vH zu begrenzen und die monatliche Inflationsrate 

dauerhaft auf weniger als 10 vH zu drücken. Dies hatte die 

russische Regierung dem IMF Anfang Juli angekündigt. 

Eine monetäre Stabilisierung erfordert die Begrenzung 

der Geldemission und der Haushaltsdefizite und die Besei-

tigung der Lohnindexierung. Wesentliche weitere Bedin-
gungen sind: (1) klare Regeln für die Refinanzierung der 

Geschäftsbanken bei der Zentralbank, (2) eine Konsolidie-
rung der Altschulden und -forderungen der Betriebe und 

Banken, verbunden mit einer Rekapitalisierung der 
Banken, (3) Vorkehrungen gegen eine erneute Kreditexplo-

sion, die Trennung der Betriebe von den Banken, Be-

schränkungen der Kreditvolumen von Staatsbanken an 

Staatsbetriebe, dreimonatige Höchstlaufzeiten von Liefe-

rantenkrediten und die Einleitung von Konkursverfahren 

gegen säumige Zahler sowie (4) eine Entkoppelung von 

Unternehmen und Politik, so daß die Regierung keine Ver-
antwortung für die Finanzierung von Unternehmen ak-

zeptiert. 

Außenwirtschaft 

Außenhandel 

Die krisenhafte Entwicklung in der Sowjetunion führte 

seit 1991 zu einer starken Schrumpfung des russischen 

Außenhandels sowohl mit den übrigen ehemaligen Sowjet-
republiken als auch mit Drittländern. Zum Teil war dies eine 

unmittelbare Folge des drastischen Rückgangs der ge-

samtwirtschaftlichen Aktivität in der Sowjetunion und in 

den osteuropäischen Mitgliedsländern des Rats für gegen-

seitige Wirtschaftshilfe (RGW). Darüber hinaus wird vor 

allem der Handel mit den übrigen Republiken ähnlich wie 

der innerrussische Handel durch vielfältige Lieferbe-

schränkungen seitens regionaler Gebietskörperschaften 

behindert. Schließlich führten der Vertrauensverlust in den 

Rubel und der Zusammenbruch des innersowjetischen 

Zahlungssystems dazu, daß der Handel zwischen Rußland 

und den übrigen Nachfolgestaaten seit Anfang 1992 weit-

gehend auf der Basis bilateraler Barter-Verträge abge-

wickelt wird (Nachrichten für den Außenhandel, 19.2.1992). 

Die dabei zugrunde gelegten Verrechnungspreise sollen 

den Weltmarktpreisen entsprechen. Da keine Kreditverein-

barungen zum kurzfristigen Saldenausgleich bestehen, 

zieht ein Lieferverzug eines Handelspartners normaler-

weise gekürzte Lieferungen der Gegenseite nach sich. 

Zwar werden diese Regelungen offenbar bei den politisch 

nahestehenden Nachfolgestaaten wie Weißrußland und 

Kasachstan weniger streng angewandt als etwa im Ver-

hältnis zu den baltischen Staaten, die erhebliche Kür-

zungen bei den Lieferungen von Energiegütern aus Ruß-

12 Seit Ende Juli dürfen alle Einwohner Devisen frei an- und ver-
kaufen und maximal 500 US-$ ohne Nachweis der Herkunft frei 
ausführen. Betriebe dürften Löhne in Devisen zahlen (VWD, 
15.7.91, S. 1, 27.7.91, S.7). 
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land zu verkraften hatten. Trotzdem muß der Rückfall in den 

Tauschhandel zu dem erheblichen Rückgang der Handels-

ströme zwischen den Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

beigetragen haben. Dieser belief sich nach einer Schät-

zung des IMF auf mindestens 15 vH im Jahr 1991 und 25 

bis 30 vH zum Jahresbeginn 1992, jeweils bezogen auf den 

gleichen Zeitraum des Vorjahres. 

Der Rückgang des Handels mit Drittländern betraf vor 

allem den Warenaustausch mit den ehemaligen RGW-

Staaten, der zwischen 1990 und 1991 um etwa die Hälfte 

schrumpfte. Demgegenüber hielt sich der Rückgang des 

Außenhandels in konvertibler Währung sowie im Clearing-

verfahren mit bestimmten Entwicklungsländern in engeren 
Grenzen 13. Insgesamt gibt der IMF für Rußland im Jahr 

1991 einen Handelsbilanzüberschuß von etwa 12 Mrd. US-$ 

an, wovon etwa 7 Mrd. US-$ in konvertibler Währung an-

fielen; die Exporte lagen bei etwa 57 Mrd. US-$, davon ca. 

31 Mrd. US-$ in konvertibler Währung (Tabelle 1). In der er-

sten Jahreshälfte 1992 sind die statistisch erfaßten Exporte 

weiter gesunken (lzvestija, 20.7.92). Demnach betrugen die 

russischen Ausfuhren von Januar bis Juni 15,4 Mrd. US-$ 

— 35 vH weniger als in dem entsprechenden Vorjahres-

zeitraum. Gleichzeitig gingen die Einfuhren lediglich um 

24 vH auf 14,9 Mrd. US-$ zurück, so daß der Handels-

bilanzüberschuß von 4,1 Mrd. US-$ von Januar bis Juni 

1991 auf 0,5 Mrd. US-$ im entsprechenden Zeitraum 

dieses Jahres zusammenschmolz14. 

Der russisch-deutsche (bzw. sowjetisch-deutsche) Wa-

renaustausch hat sich seit 1990 für die alten und die neuen 
Bundesländer unterschiedlich entwickelt15. Die westdeut-

schen Ausfuhren in die Sowjetunion lagen 1991 mit 

8,6 Mrd. DM lediglich um 17 vH unter dem Niveau des Vor-

jahres, während die Einfuhren sogar leicht um 9 vH auf 

9,9 Mrd. DM anstiegen. Demgegenüber sanken die ost-

deutschen Ein- und Ausfuhren jeweils um etwa die Hälfte 

auf 4,3 bzw. 9,0 Mrd. DM. Damit spiegelte der deutschso-

wjetische Handel die unterschiedliche Entwicklung des 

russischen Warenaustausches mit den marktwirtschaftli-

chen Industrieländern und den ehemaligen RGW-Mit-

gliedsländern wider. In der ersten Jahreshälfte 1992 gingen 

die deutschen Einfuhren aus den Nachfolgestaaten der So-

wjetunion gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeit-

raum um 18 vH und die Ausfuhren um 13 vH zurück. Auf 

die neuen Bundesländer entfielen im Mai und Juni 1992 

von den Einfuhren aus Rußland 31 vH und von den Aus-

fuhren 49 vH. 

Die Warenstruktur des russischen Außenhandels war 

bisher nach Partnerländern stark unterschiedlich. Bei den 

Exporten in die westlichen Industrieländer dominierten 

Energieträger sowie einige Erzeugnisse der Grundstoffin-

dustrien. Hingegen spielten bei der Ausfuhr in die übrigen 

RGW-Länder auch Erzeugnisse der Kapitalgüterindustrien 

und der Metallverarbeitung eine wichtige Rolle. Der Weg-
fall des geschützten RGW-Marktes traf daher die Ausfuhr 

dieser Warengruppen besonders hart. Die Einfuhren um-

faßten vor allem Kapitalgüter — sowie zunehmend — Nah-

rungsmittel und Medikamente. 

Zu dem Rückgang der russischen Ausfuhren haben die 

Wechselkurs- und die Handelspolitik beigetragen (ebenso 

wie die sinkende Energieproduktion). Bis Mitte 1992 

mußten 40 vH der Erlöse aus Rohstoffexporten zu dem 

überbewerteten „ kommerziellen" Wechselkurs der Zen-

tralbank abgeliefert werden. Zusammen mit den Ausfuhr-

quoten und -zöllen kam dies einer erheblichen Besteue-
rung der Rohstoffausfuhren gleich. Dieser Belastung 

konnten sich viele Exporteure angesichts des verbreiteten 

Zusammenbruchs der staatlichen Ordnung offensichtlich 

entziehen. Ob der Zugriff der Regierung auf die Devisen-

einnahmen dadurch verbessert werden kann, daß die ab-

zuliefernden Devisenerlöse seit Mitte 1992 zum Interven-

tionskurs der Notenbanken abgerechnet werden (Kommer-

sant, 15.-22.6.92, S.24), muß bezws:felt werden, da 

gleichzeitig der obligatorische Verkauf von Devisenerlösen 

auf 50 vH erhöht wurde (Nachrichten für Außenhandel, 

30.8.1992). 

Die russischen Importe wurden mit Ausnahme gefährli-

cher Güter durch die Außerkraftsetzung des Zollgesetzes 

der UdSSR am 15.1.92 von allen Beschränkungen befreit. 

Dadurch sollte vor allem der Wettbewerbsdruck auf die in-

ländischen Produzenten erhöht werden. Mit den Erlassen 

Nr. 630 und Nr. 825 der russischen Regierung vom 24.6. 

bzw. 7.8.92 wurde allerdings ein System von Einfuhrzöllen 

wieder eingeführt, das ab 1.9.92 für die meisten Waren Ab-

gabesätze von 15 bis 25 vH vorsieht (Spirituosen bis 

50 vH). Von Einfuhrabgaben befreit sind bestimmte Nah-

rungsmittel, Waren des medizinischen Bedarfs, Kinderbe-

kleidung und Druckerzeugnisse. Die Erhebung der Zölle 

wurde sowohl mit fiskalischen als auch mit protektionisti-

schen Argumenten begründet (Nachrichten für den Außen-

handel, 26.6.92). Für die Zukunft kommt es darauf an, eine 

weitere Spreizung des Zolltarifs wegen der damit verbun-

denen Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden. Hinsicht-

lich des Niveaus des durchschnittlichen Zollsatzes ist zu 

berücksichtigen, daß eine mögliche Erhöhung den Anreiz 

zur Steuerhinterziehung verstärken und so letztlich den fis-
kalischen Zweck der Einfuhrabgabe gefährden könnte. 

13 Ab 1991 wird allerdings der Handel mit der ehemaligen DDR 
und mit Finnland im Gegensatz zu den Vorjahren als Handel in 
konvertibler Währung aufgeführt. 

14 Diese Zahlen schließen den Handel mit ehemaligen RGW-
Staaten und ehemals sozialistischen Entwicklungsländern ein, 
der seit 1991 grundsätzlich nach Weltmarktpreisen abgerechnet 
wird (PlanEcon, 1992, S. 1). 

15 In der deutschen Außenhandelsstatistik wird Rußland erst 
seit Mitte Mai 1992 als eigenständige Berichtseinheit aufgeführt. 
In den Monaten Mai und Juni 1992 belief sich der deutsch-russi-
sche Handel auf knapp 90 vH des deutschen Handels mit den 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion insgesamt (telefonische Aus-
kunft des Statistischen Bundesamtes). Daher dürfte die Entwick-
lung des deutsch-sowjetischen Handels ein zutreffendes Bild 
auch der Entwicklung des deutsch-russischen Handels ver-
mitteln. 
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Tabelle 1 
Zahlungsbilanz Rußlands und der ehemaligen Sowjetunion 1990 bis 1992 

in Mrd. US-$ 

Gebiet der Sowjetunion 

1990 
darunter: in 

insgesamt konvertibler 
Währung3) 

1991 
darunter: in 

insgesamt konvertibler 
Währung3) 

Russische Föderation 

1990 
darunter:in 

insgesamt konvertibler 
Währung3) 

1991 
darunter: in 

insgesamt konvertibler 
Währung3) 

1992 

(Schätzung) 
insgesamt5) 

Handelsbilanz 

Exporte 

Importe 

Dienstleistungsbilanz 

darunter: 

Zinszahlungen 

Goldverkäufe 

Kapitalverkehrsbilanz 

empfangene unentgeltliche 
Übertragungen 

mittel- und langfristiger 
Kapitalverkehr 

darunter: 

empfangene Kredite 

Tilgung 

ausländische 
Direktinvestitionen 

statistische Diskrepanz 

Saldo der Grundbilanz 

Finanzierung: 

Änderung der Nettoauslands-
vermögensposition') 

Reserven der VEB2) 

offizielle Reserven 

kurzfristige Verbindlichkeiten 
der VEB 

kurzfristige Verbindlichkeiten 
anderer Banken 

Zahlungsrückstände 

Zahlungsaufschub (Tilgung) 

Finanzierung der Warenimporte 
anderer Sowjetrepubliken 

Finanzierungslücke 

-16,9 -1,7 2,0 2,4 

103,8 33,6 70,2 37,7 

-120,7 -35,3 -68,2 -35,3 

-6,6 -5,6 -7,8 -6,6 

-4,7 -4,7 -4,4 -4,2 

2,5 2,5 3,4 3,4 

2,3 3,0 5,3 5,7 

2,6 2,6 

3,3 3,3 4,6 4,6 

10,9 10,9 12,5 12,5 

-8,1 -8,1 -8,2 -8,2 

-0,7 - -0,2 0,2 

-0,3 -0,3 -1,7 -1,7 

-18,7 -1,8 2,9 4,9 

14,2 -2,7 -2,4 -4,4 

7,4 7,4 1,4 1,4 

6,8 -10,1 -2,6 -4,6 

- -1,2 -1,2 

4,5 4,5 -0,8 -0,8 

- - 0,3 0,3 

-2,0 2,4 11,8 7,3 -2,0 

80,9 27,6 56,5 30,7 ... 

-82,9 -25,1 -44,7 -23,3 

-4,1 -3,6 -4,7 -4,0 -6,04) 

-2,9 -2,9 -2,7 -2,6 -3,64) 

1,6 1,6 2,1 2,1 1,0 

1,4 1,8 3,5 3,7 -4,5 

1,6 1,6 

2,0 2,0 3,0 3,0 

6,6 6,6 7,8 7,8 1,0 

-4,9 -4,9 -5,0 -5,0 -5,94) 

-0,4 - -0,1 0,1 0,2 

-0,2 -0,2 -1,0 -1,0 

-3,2 2,2 12,7 9,2 - 11,5 

9,2 -1,1 -0,8 -2,0 -3,1 

5,1 5,1 1,5 1,5 -0,5 

- - - - -2,0 

4,1 -6,2 -1,6 -2,8 -0,3 

- - -0,7 -0,7 -0,3 

2,7 2,7 -0,5 -0,5 -2,6 

- - -0,2 0,2 4,44) 

-8,8 -3,9 -11,6 -7,1 

12,84) 

1) + bedeutet Abnahme. - 2) VEB: Vnesekonombank. - 3) Ab 1991 einschließlich Finnland und frühere DDR. - 4) Unter der Annahme, daß die 
Russische Föderation für die Bedienung von 61 vH der ehemaligen sowjetischen Auslandsschuld aufkommt. Falls Rußland im Rahmen seiner ge-

samtschuldnerischen Haftung den gesamten Schuldendienst wahrnehmen müßte, lägen die zu zahlenden Zinsen bei 6,0 Mrd. US-$, die Tilgungsver-
pflichtungen bei 9,6 Mrd. US-$, der Tilgungsaufschub bei 7,2 Mrd. US-$ und die Finanzierungslücke bei 16,1 Mrd. US-$. - 5) Da 1992 der gesamte 

russische Außenhandel zu Weltmarktpreisen abgewickelt wird, werden die Beträge in konvertibler Währung nicht getrennt ausgewiesen. 

Quellen: International Monetary Fund (IMF), Economic Review, Russian Federation. Washington, D.C, 1992; eigene Schätzungen. 
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Auslandsverschuldung 

Insgesamt werden die sowjetischen Auslandsschulden 

in konvertibler Währung für Dezember 1991 mit knapp 

62 Mrd. US-$ angegeben 16. Davon hat Rußland 61,3 vH 

übernommen 17. In der Gesamtzahl sind offenbar nicht ent-

halten Handelswechsel in Höhe von etwa 4,6 Mrd. US-$, 

deren Bedienung im Oktober 1991 eingestellt wurde. Da-

neben dürften bis Mitte 1992 Zinsrückstände in Höhe von 

mindestens 3 Mrd. US-$ hinzugekommen sein (Frank-
furter Allgemeine Zeitung, 9.7.1992). 

Von den sowjetischen Auslandsschulden entfielen Ende 

1991 etwa 33 Mrd. US-$ oder gut die Hälfte auf mittel- und 

langfristige Verbindlichkeiten gegenüber staatlichen Gläu-

bigern (darunter etwa 22 Mrd. US-$ gegenüber Deutsch-

land; Börsen-Zeitung, 24.6.1992). Damit hat sich der staat-

liche Anteil, der verbürgte Bankkredite zur Exportfinanzie-

rung einschließt, seit Ende 1989 mehr als verdoppelt. 

Hingegen führten die privaten Banken, die Ende 1989 noch 

etwa zwei Drittel der westlichen Forderungen an die So-

wjetunion hielten, ihr Engagement vor allem bei kurzfri-

stigen Krediten drastisch zurück. Ursache hierfür waren 

zunehmende Zweifel an der Kreditwürdigkeit der Sowjet-

union wegen wachsender Zahlungsrückstände aus Han-

delsgeschäften in den Jahren 1989 und 1990. 

Trotz der Verbesserung der sowjetischen Zahlungsbi-

lanz im Jahr 1991 — der Saldo der Grundbilanz in konverti-

bler Währung erhöhte sich von —1,8 Mrd. US-$ im Jahr 

1990 auf 4,9 Mrd. US-$ (Tabelle 1) — kam es gegen Jahres-

ende zu einer Liquiditätskrise, die seither angehalten hat. 
Neben dem Verlust der Kreditwürdigkeit am privaten inter-

nationalen Kapitalmarkt war hierfür vor allem die dramati-

sche Verschlechterung der Handelsbilanz der Russischen 

Föderation (als des weitaus größten Nachfolgestaates) im 

Jahre 1992 verantwortlich. Nachdem staatliche und private 

Gläubiger mehrfach einem kurzfristigen Zahlungsauf-

schub zugestimmt hatten, wurde auf dem Weltwirtschafts-

gipfel in München Anfang Juli 1992 eine Stundung aller vor 

dem 1. Januar 1991 eingegangenen mittel- und langfri-

stigen Verbindlichkeiten bis Ende 1993 im Grundsatz ver-

einbart. Bei den Staatsgläubigern betrifft dies rund 16 Mrd. 

US-$ und bei den Banken sämtliche mittel- und langfri-

stigen Forderungen (Frankfurter Allgemeine Zeitung, 

9.7.1992). Ungewiß ist bisher die Behandlung der 1992 auf-

gelaufenen Zinsrückstände und die Bedienung dervon der 

Umschuldung nicht erfaßten Verbindlichkeiten. Durch die 

vorgesehene Umschuldung dürfte sich die Schulden-

dienstverpflichtung der Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

im Jahr 1992 von 15,6 Mrd. US-$ (darunter 6,0 Mrd. US-$ 
Zinsen) um etwa 7 Mrd. US-$ an Tilgungsverpflichtungen 

verringern. 

Zahlungsbilanzentwicklung 

Bei der Erstellung der Zahlungsbilanz für die Russische 

Föderation geht der IMF von einem russischen Anteil von 

61 vH an den sowjetischen Altschulden und Vermögensbe-

ständen aus. Auf dieser Grundlage ergibt sich 1991 für die 

Leistungs- und Kapitalverkehrsbilanz zusammenge-

nommen ein Überschuß von 13 Mrd. US-$, darunter 9 Mrd. 

US-$ in konvertibler Währung (Tabelle 1) . Auf der Finanzie-

rungsseite stand diesem Überschuß einerseits ein Rück-

gang der kurzfristigen Bankverbindlichkeiten gegenüber; 

andererseits wurde er zur Finanzierung von Warenim-

porten der übrigen ehemaligen Sowjetrepubliken ver-

wendet (1991 insgesamt 12 Mrd. US-$, darunter 7 Mrd. 

US-$ in konvertibler Währung). Damit lag dieser Transfer 

1991 noch etwa 3 Mrd. US-$ höher als 1990. Insofern war 

die Liquiditätskrise der Nachfolgestaaten der Sowjetunion 

Ende 1991 nicht in erster Linie durch ein außenwirtschaftli-

ches Ungleichgewicht in der Russischen Föderation, son-

dern in den übrigen Republiken verursacht. 

Für 1992 ist auch nach den jüngsten Umschuldungsver-

einbarungen wegen der dramatischen Verschlechterung 

der russischen Handelsbilanz ein Ende der Liquiditäts-

krise nicht abzusehen. Die Dienstleistungsbilanz dürfte 

nach Schätzungen des IMF wegen gestiegener Zinszah-

lungen ebenfalls ein höheres Defizit aufweisen als 1991, 

während die auf Rußland entfallenden Tilgungsverpflich-

tungen von 5,9 Mrd. US-$ nur zum Teil durch den Tilgungs-

aufschub aufgefangen werden. Außerdem rechnet der IMF 

mit dem Abbau von Zahlungsrückständen in Höhe von 

2,6 Mrd. US-$ und einer notwendigen Erhöhung der Wäh-

rungsreserven um 2 Mrd. US-$. Unter Einbeziehung der 

ersten Tranche des IMF-Beistandskredites von 1 Mrd. US-$ 

ergibt sich damit nach dem gegenwärtigen Stand eine 

Finanzierungslücke für die russische Zahlungsbilanz von 

12,8 Mrd. US-$. Diese könnte auf 16 Mrd. US-$ an-

wachsen, wenn Rußland wegen seiner gesamtschuldneri-

schen Haftung auch für den Schuldendienst der übrigen 

ehemaligen Sowjetrepubliken aufkommen muß. Soweit 

diese Finanzierungslücke nicht durch westliche Kredite 

oder unentgeltliche Übertragungen gedeckt wird, muß es 

entweder zu einer Reduzierung der Warenimporte oder der 

vereinbarten Zinszahlungen kommen". 

16 Außerdem hatte die Sowjetunion Anfang 1991 Verbindlich-
keiten aus der Verrechnung im Handelsverkehr mit RGW-Staaten 
und einzelnen Entwicklungsländern in Höhe von 19 Mrd. Rubel, 
denen (kaum durchsetzbare) Forderungen überwiegend an ehe-
mals verbündete Entwicklungsländer in Höhe von 94 Mrd. Rubel 
gegenüberstanden. 

17 Es ist zu vermuten, daß u.a. Bevölkerung, Nettomaterialpro-
dukt, Importe und Exporte in die Berechnung des Schlüssels ein-
geflossen sind. 

18 Das versprochene westliche „ Hilfspaket' in Höhe von 24 
Mrd. US-$ umfaßt nur zum kleineren Teil direkte Zahlungsbilanz-
hilfe. So dürften z.B. der Stabilisierungsfonds für den Rubel und 
der deutsche Anteil in Form von Exportbürgschaften eher zu zu-
sätzlichen russischen Importen führen. 
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Industrie 

Die Entwicklung seit 1990 

Die wirtschaftliche Lage in der russischen Industrie ver-

schlechtert sich zusehends. Nachdem die industrielle Pro-

duktion in den Jahren 1990 und 1991 um 0,1 vH bzw. 8 vH 
gesunken ist, hat sich dieser Rückgang im 1. Halbjahr 1992 

fortgesetzt (13,5 vH gegenüber dem 1. Halbjahr 1991; Eko-

nomika i zizn', 30, 1992, S. 5 ff.). Von dem Rückgang waren 

nahezu alle Industriezweige betroffen (vgl. Tabelle 2). Im 

1. Halbjahr 1992 hatten die NE- Metallurgie (- 23 vH), die 

Ernährungsindustrie (- 22 vH) und der landwirtschaftliche 
Maschinenbau (- 25 bis -50 vH) überdurchschnittliche 

Produktionseinbußen zu verzeichnen (ebenda). 

Die Hyperinflation führte zu starken Verschiebungen in 

den relativen Preisen. Während sich die Großhandels-

preise und die Preise für Konsumgüter seit der Preisfrei-

gabe im Durchschnitt um das 13fache erhöhten, stiegen 

die Preise in der Metallurgie, der Chemie und bei Holz 

sogar um das 19 bis 32fache. Dagegen betrug der Preisan-

stieg in der sogenannten Leichtindustrie „ nur" rund 

800 vH. Angesichts des sich verschärfenden geldpoliti-
schen Chaos wird es immer schwieriger, reale Tendenzen 

der wirtschaftlichen Entwicklung abzuschätzen. 

Das wirtschaftliche Chaos wird noch dadurch verstärkt, 

daß sich die russischen Industrieunternehmen derzeit in 
der „Schwebe" befinden. Die traditionellen Kommando-

vorgaben sind entfallen, und die Betriebsmanager sind auf 

sich selbst gestellt, Abnehmer und Zulieferer zu finden. 

Außerdem erfolgt die Preissetzung der Unternehmen nicht 

unter Wettbewerbsbedingungen. Indizien sprechen dafür, 

Tabelle 2 

daß die Unternehmen auf Nachfragerückgänge nicht mit 

Preissenkungen reagieren. Die Einzelhandelsverkäufe 

gingen stark zurück und die Lagerbestände der Betriebe 

stiegen. Bei den Industrieunternehmen kam es zu Eng-

pässen und Ausfällen im Zulieferbereich und zu weiteren 

Produktionsrückgängen. 

Angesichts der nur ungenügenden Reform- und Stabili-

sierungsmaßnahmen ist mit einem weiteren Niedergang 

der russischen Industrie zu rechnen. Preis- und Anreiz-

strukturen bleiben verzerrt. Die Preise werden von den Mo-
nopolen selbst und unter Aufsicht von „ Kommissionen zur 

Aufrechterhaltung des Wettbewerbs" festgelegt; sie sind 
nach wie vor das Ergebnis eines Verwaltungsaktes und 

entsprechen nicht den Knappheitsrelationen. 

Marktstrukturen 19 

Eine schwere Erblast im Transformationsprozeß sind die 

industriellen Strukturen. Der Konzentrationsgrad in der In-

dustrie ist sehr hoch, Großbetriebe dominieren. Der Anteil 

kleiner und mittlerer Unternehmen (bis 500 Beschäftigte) 

an der Produktion betrug 1990 in der Gesamtindustrie 

13 vH, darunter in der Metallurgie 2 vH, in der Chemieindu-

strie 3 vH und im Maschinenbau 4 vH. Eine bedeutende 

19 Die statistischen Angaben zu den Abschnitten 2-4 wurden 
entnommen aus: Kapital'noe stroitel'stvo v RSFSR v 1990 g., 
Moskau 1991, S. 89 ff.; Narodnoe chozjajstvo RSFSR v 1990 g., 
Moskau 1991, S. 341 ff., 514 ff.; Promyslennost' RSFSR v 1990 g., 
Moskau 1991, S. 14 ff., 93 ff., 145; Rossijskaja Federacija v cifrach 
v 1992 g., Moskau 1992, S. 159 ff., 195 ff. 

Veränderung der Industrieproduktion nach Wirtschaftszweigen in Rußland 1988 bis 1991 
in vH 

Industrie 1988 1989 1990 I 1991 1) 
Industrie insgesamt 

Energieerzeugung 

Metallurgie 

Maschinenbau 

Chemische Industrie 

Holzindustrie 

Steine und Erden 

Leichtindustrie 

Ernährungsindustrie 

3,8 1,4 -0,1 -8,0 

1,6 -0,5 -1,4 

3,1 0,6 -2,2 

5,2 1,7 1,0 

4,7 -3,3 

5,4 3,1 0,1 

4,8 2,4 -0,9 

3,5 2,3 -0,1 

4,2 4,2 0,4 

-7,6 

4,0 

-8,6 

8,6 

-0,6 

-0,4 

-9,5 

1) Vorläufiges Ergebnis. 
Quelle: International Monetary Fund (IMF), Economic Review, Russian Federation. Washington, D.C., 1992. 
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Rolle spielen Klein- und Mittelbetriebe nur in der Druckin-

dustrie (45 vH), der Nahrungsmittelindustrie (40 vH) und 

der Baumaterialienindustrie (30 vH). Bei vielen Erzeug-

nissen, sowohl bei Investitions- wie bei Konsumgütern, gibt 

es Herstellermonopole bzw. eine marktbeherrschende 

Stellung einzelner Unternehmen. Das Gewicht des nicht-

staatlichen Sektors in der Industrie ist noch gering. Im 

1. Halbjahr 1992 lag sein Anteil an der Produktion bei 

knapp 4 vH. Um Erfolge bei den Wirtschaftsreformen und 

den Stabilisierungsbemühungen zu erzielen, müssen 

diese Monopolstrukturen durch Wettbewerb von außen 

und Entflechtung der großen Staatsbetriebe aufgebrochen 
werden. Das Entstehen mittelständischer Strukturen sollte 

außer durch die Privatisierung auch durch die Erleichte-

rung von Unternehmensneugründungen unterstützt 

werden. 

Investitionen und Kapitalstock 

Wie in allen ehemals sozialistischen Ländern waren 

auch in Rußland die Ersatzinvestitionen in der Industrie 

über eine lange Periode hinweg unzureichend. Die Aus-

sonderung veralteten Anlagevermögens entsprach bei 

weitem nicht den ökonomischen Notwendigkeiten. Die 

hieraus resultierende Überalterung des Kapitalstocks ist 

eine wesentliche Ursache für die niedrige Produktivität, 

den überhöhten Rohstoff- und Energieverbrauch und die 

hohen Reparaturaufwendungen in der Industrie. Im Durch-

schnitt beträgt die Nutzungsdauer der Produktionsan-

lagen 25 Jahre. Ein zentraler Indikator in der russischen In-

dustriestatistik für die Erneuerungsbedürftigkeit des Kapi-

talstocks ist der Verschleißgrad des Anlagevermögens, 

d.h. die Relation zwischen dem bereits abgeschriebenen 

Anlagevermögen und seinem Anschaffungswert20. Im 

Durchschnitt der Industrie ist er von 36 vH 1980 auf 46 vH 

1990 angestiegen. Besonders hoch ist der „Verschleiß-

grad" mit 90 vH in der erdölverarbeitenden Industrie, wo 

seit Anfang der achtziger Jahre offensichtlich kaum inve-

stiert wurde. In der Petrochemie sind etwa zwei Drittel des 

Anlagevermögens über die Abschreibungsfristen hinaus 

im Einsatz, in der Eisen- und Stahlindustrie, der elektro-

technischen Industrie, der Automobilindustrie, der Che-

mieindustrie und der Zellstoffindustrie rund 50 vH. In 

vielen Industriezweigen dominieren aufgrund der mangel-

haften Innovation noch technisch obsolete Produktionsver-

fahren. Beispielsweise wurden noch 1990 53 vH der Stahl-

produktion nach dem Siemens-Martin-Verfahren herge-

stellt. Insbesondere gegenüber dem Dienstleistungssektor 

weist Rußland systemtypisch einen überdimensionierten 

Industriesektor auf. 

Ein chronisches Problem bei den Investitionen sind die 

überlangen Bauzeiten von Produktionsanlagen. Im 

„Brennstoff- und Energiekomplex" liegt die durchschnitt-

liche Bauzeit bei 12, in der Metallurgie bei 16, im Maschi-

nenbau bei 10 und in der Chemieindustrie bei 11 Jahren. 

Die Verzögerungen bei der Inbetriebnahme neuen Anlage-

vermögens haben während 1985 und 1991 sogar noch zu-

genommen. Der Wert des in Betrieb genommenen Anlage-

vermögens in Relation zum gesamten Investitionsvolumen 

des entsprechenden Jahres sank in der Industrie von 

94 vH im Jahresdurchschnitt 1981 bis 1985 auf 80 vH 1990. 

Die unvollendeten Investitionen im Staatssektor waren 

Ende 1991 um 125 vH höher als Ende 1985. 

Beschäftigung 

Die Beschäftigtenzahl wies bis 1986 eine leicht stei-

gende Tendenz auf, danach ist sie bis 1990 um 9 vH zu-

rückgegangen. In der Verteilung der Beschäftigten auf die 

einzelnen Industriezweige hat es seit 1970 nur geringe Ver-

änderungen gegeben, ein Strukturwandel läßt sich nicht 

erkennen. Der Anteil der grundstoffnahen Bereiche 

(Brennstoffe und Energie, Metallurgie, Holz-, Holzverarbei-

tungs- und Zellstoffindustrie sowie Baustoffindustrie) an 

der Gesamtzahl der Beschäftigten lag 1990 bei 26 vH. Auf 

den „ Maschinenbaukomplex", in dem auch die Rüstungs-

industrie enthalten ist, entfielen 45 vH der in der Industrie 

Beschäftigten, auf die Chemieindustrie (einschließlich 

Petrochemie) 5 vH, auf die Leichtindustrie 11 vH und die 
Nahrungsmittelindustrie 9 vH. 

Mit der marktwirtschaftlichen Öffnung wird es zu einer 

unvermeidlichen Stillegung veralteter Produktionskapazi-

täten kommen. Außerdem muß ein erheblicher industrieller 

Strukturwandel bewältigt werden, der vor allem Beschäfti-

gungsrückgänge in der Grundstoff- und Rüstungsindustrie 

zur Folge haben wird. Hierbei sollte darauf verzichtet 

werden, den Strukturwandel durch Subventionierung un-

rentabler Betriebe abzubremsen. Aufgrund des zur Zeit 

fehlenden Wettbewerbs innerhalb der russischen Industrie 

kommt dem Wettbewerb von außen große Bedeutung zu, 

insbesondere bis die Privatisierung der Monopolbetriebe 

weiter vorangekommen ist. Eine konvertible Währung ist 

eine wichtige Bedingung für den Strukturwandel. 

Agrarsektor 

Produktion und Verbrauch Mitte 1992 

Mit einem Anteil von knapp 15 vH am Bruttosozialpro-

dukt und von 13 vH 21 an den Beschäftigten (1990) nimmt 

der Agrarsektor Rußlands einen bedeutenden Rang in der 

Gesamtwirtschaft ein. Gemessen an der — im internatio-

nalen Vergleich — reichlichen Ausstattung mit Landwirt-

schaftsfläche von 1,5 Hektar je Kopf der Bevölkerung fällt 

20 Der durchschnittliche Abschreibungssatz in der russischen 
Industrie lag von 1986 bis 1990 konstant bei 8,2 vH. 

21 Dabei ist nicht auszuschließen, daß nicht alle Beschäftigten 
erfaßt sind. Auf der Grundlage eines OECD Berichts (OECD, The 
Soviet Agro-Food System and Agricultural Trade. Prospects for Re-
form. Paris 1991) kommt man zu einem Beschäftigtenanteil von an-
nähernd 20 vH. 
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allerdings auf, daß Rußland in erheblichem Umfang Nah-
rungsmittel importiert. Daß dies ganz überwiegend auf die 

gesellschaftspolitischen und ökonomischen Rahmenbe-

dingungen zurückzuführen ist, wird durch die geringe Aus-

nutzung des Produktionspotentials bestätigt22. 

Die anfangs optimistischen Schätzungen für 1992 über 

die Getreideernte sind inzwischen gedämpft worden. 

Trotzdem wird noch mit einem deutlichen Anstieg ge-

rechnet. Für die frühere Sowjetunion, deren Ernteerträge 

aufgrund der vorhandenen Handelsbeziehungen für Ruß-
land nach wie vor große Bedeutung haben, wird mit einem 

Anstieg von etwa 10 vH auf etwa 165 Mill. t gerechnet 

(1990: 205 Mill. t). Der Importbedarf für 1992/93 wird vom 

amerikanischen Landwirtschaftsministerium auf etwa 

27 Mill. t gegenüber 38 Mill. t im Vorjahr geschätzt. Von 

russischen Regierungsstellen wird der eigene Importbe-

darf mit etwa 20 Mill. t beziffert, wovon aber etwa 3 Mill. t 

aus Kasachstan bezogen werden. In der Viehhaltung 

setzen sich der Abbau der Tierbestände und der Produk-

tionsrückgang fort. 

Eine Einordnung dieser Entwicklung im Hinblick auf die 

künftige Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln 

bereitet erhebliche Schwierigkeiten. Die offiziellen Verlaut-

barungen beziehen sich im wesentlichen auf die Produk-

tion in den staatlichen und genossenschaftlichen Großbe-

trieben. Deren Produktionsanteil ist nur bei pflanzlichen 

Grundnahrungsmitteln sehr hoch, liegt aber bei Obst und 

Gemüse und einigen tierischen Veredelungsprodukten 

unter 60 vH. Die Angaben über die Erzeugung wichtiger 
pflanzlicher Grundnahrungsmittel sind demgegenüber re-

lativ zuverlässig. Mittelfristig ist zu erwarten, daß der Rück-

gang der tierischen Produktion in Großbetrieben z.T, durch 

eine zunehmende Erzeugung in den traditionellen Haus-

wirtschaften und neugegründeten Privatbetrieben ausge-
glichen wird. 

Unabhängig von statistischen Problemen bei der Erfas-

sung der Produktion war der Pro-Kopf-Verbrauch im inter-

nationalen Vergleich sehr hoch. Die Anpassung der Preis-

strukturen durch den Abbau der Subventionen im Nah-

rungsmittelsektor und die sinkenden Pro-Kopf-Einkommen 

lassen einen deutlichen Rückgang des Verbrauchs bei hö-

herwertigen Produkten erwarten. Trotzdem dürfte der zu 

beobachtende Produktionsrückgang nur z.T. auf eine Ab-

nahme der Nachfrage zurückzuführen sein. Wichtige an-

dere Ursachen sind der beginnende Zusammenbruch des 

staatlichen Monopolhandels und die mangelhafte Versor-

gung mit Futtermitteln. 

In der pflanzlichen Produktion werden diese Probleme 

1992 durch den witterungsbedingten Ertragsanstieg über-

deckt. Angesichts der Strukturprobleme ist für die näch-

sten Jahre ein weiterer Produktionsrückgang nicht auszu-

schließen. Gelingt es aber, die enormen Ernte- und Lager-

verluste, die Ineffizienzen in der Veredelungsproduktion 23 

und die bis zur Preisfreigabe verbreitete Verschwendung 
von Nahrungsmitteln spürbar zu reduzieren, ist die Ernäh-

rung der Bevölkerung im Durchschnitt weitgehend gesi-

chert. In städtischen Ballungszentren, die auf die zuneh-

mend schlechter funktionierende (Fern-)Versorgung über 

den staatlichen Groß- und Einzelhandel angewiesen sind, 
können Versorgungsengpässe entstehen. 

Stand der Reformen 

Die Reformen in den Bereichen Vermarktung und Be-

triebsstrukturen sind insgesamt noch nicht sehr weitvoran-

gekommen. Die Preise für Grundnahrungsmittel sind 

immer noch verzerrt, da ein erheblicher Teil der Agrarpro-

duktion zu festgesetzten Höchstpreisen an das staatliche 

Handelsmonopol abgeliefert werden muß. Deshalb gibt es 

massiven Widerstand seitens der Söwchosen und Kol-

chosen, Agrarprodukte zu den festgelegten Preisen abzu-

liefern. Hinzu kommt, daß einzelne Gebietskörperschaften 

von der Möglichkeit Gebrauch machen, an fixierten Nah-

rungsmittelpreisen festzuhalten. Außerdem werden auf 

dem langen Weg durch das staatliche Handels- und Distri-

butionsnetz Produkte abgezweigt und auf privaten 

Märkten dann zu meist deutlich höheren Preisen verkauft. 

Daher bleibt das Angebot in den staatlichen Einzelhandels-

läden knapp und ist in der Regel von minderwertiger 

Qualität. 

Bei Getreide ist ein staatlicher Aufkauf von 29 Mill. t ge-

plant. Um den Preis ist es zwischen Regierung und Produ-

zenten zu heftigen Auseinandersetzungen gekommen. So 

wurde der zunächst auf 8 000 Rbllt festgelegte Preis nach 
heftigen Protesten und Lieferungsverweigerungen inzwi-

schen auf durchschnittlich 11 000 Rbl/t erhöht, für Spitzen-

qualitäten sogar auf 20 000 Rbl/t24. Angesichts der laten-

ten Nahrungsmittelknappheit in den Ballungszentren und 

der nach wie vor staatlichen Produktionsbetriebe ist die 

Regierung durch angedrohte Lieferungsverweigerung er-

preßbar, obwohl eine Nichtablieferung infolge fehlender 

Lagerkapazitäten in den Betrieben schwere Getreidever-

luste zur Folge hätte. Die de facto Bestandsgarantie für die 

bestehenden Betriebe führt dazu, daß tatsächliche oder 

drohende betriebswirtschaftliche Verluste durch Subven-

22 Für die ehemalige Sowjetunion wird ein Wert von 9 vH ge-
schätzt, der sich aus dem Verhältnis von realisiertem Getreide-
ertrag und dem Ertragspotential ergibt, das aufgrund von Boden-
verhältnissen und Klimazahlen ermittelt wurde. Die vergleich-
baren Werte werden für die Tschechoslowakei und Ungarn mit 40 
bzw. 38 vH angegeben. 

23 Für die frühere Sowjetunion wurden die Verluste im Durch-
schnitt der Agrarprodukte mit 30-40 vH angegeben, wobei 
Transport- und Lagerverluste die größte Rolle spielten (OECD, 
1991, S. 166). Hinzu kamen Ineffizienzen in der Veredelungspro-
duktion, die sich — z.B. im Vergleich zur Bundesrepublik — in 
einem auf 238, 190,168 und 175 vH erhöhten Futterverbrauch in 
der Rinder-, Schweine- und Geflügelmast und Milchproduktion 
niederschlugen. 

24 Bericht über eine Pressekonferenz mit dem Vorsitzenden 
des russischen Getreidekomitees I. Tscheschinski am 13.08.92 in 
Moskau (Agra- Europe Nr. 34 / 92 vom 17.08.92, Länderberichte, 
S.2). 
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tionen ausgeglichen werden 25. Für eine unternehmeri-

sche Anpassung an veränderte Produkt- und Faktorpreis-
relationen besteht deshalb kaum ein Anreiz. 

Die Umstrukturierung und Privatisierung der landwirt-
schaftlichen Großbetriebe hat bisher nichternsthaft begon-

nen26. Die Zahl der um- und neugegründeten Betriebe gibt 

wenig Aufschluß darüber, inwieweit gewisse Mindestanfor-
derungen, die an einen privatwirtschaftlich geführten Be-
trieb gestellt werden müssen, erfüllt werden. Hierzu zählen 

vor allem die klare persönliche Zuordnung von Eigentums-
anteilen am Betriebsvermögen, die Bestellung bzw. Abbe-

rufung der Betriebsleitung durch die Eigentümer, die er-

folgsorientierte Entlohnung der Eigentumsanteile und Be-
schäftigten sowie die Freiheit des Austritts. Diese 
Bedingungen sind im wesentlichen auch in den Reformge-

setzen festgelegt, sie werden offenbar aber nur teilweise 
befolgt. Unbeschränkter Privatbesitz an Boden bleibt eine 

wichtige weitere Forderung, ist aber nicht die Vorausset-
zung für die Verwirklichung der genannten Mindestanfor-

derungen. Die schnelle und flächendeckende Gründung 
von privaten Bauernbetrieben dürfte vorläufig — neben 

dem Mangel an Unternehmerpersönlichkeiten und Kapital 
— auch daran scheitern, daß die gesamte staatliche Han-

delsstruktur sowohl auf der Abnahmeseite als auch im Be-

reich der Zulieferung auf die existierenden Großbetriebe 
zugeschnitten ist. Dies schließt aber nicht aus, daß in Stadt-

nähe, wo die Handels- und Distributionswege kurz sind, 
sich schon jetzt privat-bäuerliche Betriebe etablieren, die 
von den Großbetrieben tatsächlich unabhängig sind. 

Handlungsbedarf 

Angesichts der gesamtwirtschaftlich kostspieligen Um-

gehung der verbliebenen staatlichen Reglementierungen 

im Bereich des Handels und der Vermarktung von Nah-
rungsmitteln sollten die Preise generell freigegeben 

werden. Die Sicherung der Versorgung der ärmsten Bevöl-
kerungsschichten mit Nahrungsmitteln sollte über direkte 

Transfers erfolgen. Die Privatisierung des Handels und der 
Verarbeitungsbetriebe sollte schnell beginnen. Auch die 

Zulieferindustrie für die Landwirtschaft, die vollständig auf 

die existierenden Großbetriebe zugeschnitten ist, sollte pri-
vatisiert werden. Der vordringlichste Schritt in der Unter-
nehmensreform ist die Schaffung privater Eigentums-
rechte am Sachvermögen, damit die „Ausgründung" ein-

zelner Anteilseigner erleichtert wird. Boden kann dabei 

durchaus vorläufig nur auf Pachtbasis vergeben werden. 
Alle Betriebsformen sollten um das Bodennutzungsrecht 
konkurrieren können. Angesichts des vorhandenen Kapi-
talstocks ist zu erwarten, daß die Umstrukturierung und 

Aufteilung der Kolchosen und Sowchosen nicht zu einer ex-

zessiven Zersplitterung führen wird. 

Energiewirtschaft 

Angebotsschwäche setzt sich fort 

Der seit Ende der 80er Jahre anhaltende Rückgang der 
gesamten Primärenergiegewinnung hat sich 1991 be-

schleunigt (1991: — 5,6 vH nach —1,8 vH 1990): Bei Erdöl 

und Kohle sank die Förderung um rund 11 vH. Dagegen 
konnte die Erdgasgewinnung geringfügig gesteigert 

werden; Rußland verfügt über etwa 80 vH der Erdgasreser-
ven der GUS (ca. 40 vH der Welterdgasreserven). Die Er-

zeugung von Primärstrom mit Wasser- und Kernkraft sta-

gnierte. Diese Tendenz hat sich im ersten Halbjahr 1992 
fortgesetzt, wobei vor allem der weitere Rückgang der Erd-

ölproduktion mit 13 vH (im Vergleich zum Vorjahreszeit-

raum) drastisch ausfiel und Rußland als Erdölproduzent er-

stmals hinter Saudi-Arabien zurückblieb (Ekonomika i 

zizn', Nr. 30, 1992, S. 5 ff.). 

Für den starken Einbruch in der Erdölförderung sind 

mehrere Faktoren verantwortlich: In den letzten Jahren 

sind kaum neue Lagerstätten erschlossen worden; die rus-

sische Fördertechnik ist überholt; das Aufsuchen neuer 

Lagerstätten stößt an technologische Grenzen; Vorlei-

stungslieferungen bleiben aus, und die Förderunter-

nehmen hatten mit finanziellen Engpässen zu kämpfen. 

Sie beziehen Vorleistungen, deren Preise nach der Reform 

vom Januar 1992 kräftig gestiegen sind und die bei fort-

schreitender Inflation immer weniger mit den Erlösen aus 

dem Verkauf von Rohstoffen bezahlt werden können, 

zumal diese Verkäufe Preis- und Mengenkontrollen unter-

liegen. 

Einer raschen Stabilisierung der Erdölproduktion mit 

Hilfe ausländischen Kapitals und ausländischer Techno-

logie stehen noch zahlreiche Hemmnisse entgegen. Die 

ungelösten Zuständigkeits- und Eigentumsfragen auf den 

verschiedenen staatlichen Ebenen und der fehlende recht-

liche und fiskalische Rahmen für den privaten oder ge-

mischt-staatlichen Betrieb von Bergbauunternehmen 

haben sich bisher abschreckend auf ausländische Inve-

storen ausgewirkt. Gleichwohl ist es zur Gründung einer 

Reihe von Gemeinschaftsunternehmen und zur Vergabe 

von Explorations- und Produktionsrechten gekommen. 

25 So werden u.a. für den „Tiersektor" Hilfen in Höhe von 
168 Mrd. Rubel als notwendig erachtet; 62 Mrd. wurden schon 
ausgezahlt. Als Zuschuß für Aufwendungen für Energie wurden 
1,16 Mrd. Rubel bereitgestellt (Agra-Europe Nr. 31 / 92 vom 
27.7.92, Länderberichte, S. 10). Der russische Vizepräsident 
Ruzkoj teilte mit, daß die russische Regierung den Agrarbetrieben 
aller Eigentumsformen seit Sommeranfang Kredite in Höhe von 
insgesamt275 Mrd. Rubel gewährt habe. Weiterhin sollen per Prä-
sidentendekret alle Betriebe für die gesamte Ernteperiode von 
Mehrwertsteuer und die an der Ernte beteiligten Personen von der 
Einkommensteuer befreit werden (Agra- Europe Nr. 35 / 92 vom 
24.08.92, Länderberichte, S. 23). 

26 Zwar wird berichtet, daß sich bis zum 1. Juli 1992 8 400 Sow-
chosen und Kolchosen umregistrieren ließen (etwa ein Drittel der 
Gesamtzahl). Etwa 3 700 Betriebe wählten aber die gleiche Be-
triebsform, der Rest wurde in Aktiengesellschaften offenen Typs 
(300), in eine GmbH sowie gemischte Gesellschaften (2 800), in 
landwirtschaftliche Kooperative (411) und in bäuerliche Betriebe 
(23 300) umgewandelt. Am 1. Juli 1992 gab es in Rußland 128 000 
private Bauernbetriebe, die 5,2 Mill. ha landwirtschaftlicher Nutz-
fläche bewirtschafteten (Agra- Europe Nr. 33/92 vom 10.08.92, Län-
derberichte, S. 12). 
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Nachdem einige dieser Verträge von übergeordneten Be-
hörden ausgesetzt bzw. widerrufen wurden, haben viele 

ausländische Unternehmen eine abwartende Haltung ein-

genommen. 

Die primäre und sekundäre Elektrizitätserzeugung ist 

1991 um rund 1 vH gesunken, da insbesondere die Lei-

stung der Wärmekraftwerke (wegen unzureichender 

Kohlelieferungen) zurückging. Dieser Trend setzte sich im 

ersten Quartal 1992 fort. Derzeit werden etwa 12 vH der 

primären und sekundären Stromerzeugung durch Kern-

kraftwerke bereitgestellt. Aufgrund der prekären Sicher-

heitslage in den meisten Kernkraftwerken (in Rußland 

stehen 11 Reaktoren des Tschernobyl-Typs) ist mit Unter-

brechungen der Versorgung zu rechnen. Versorgungspro-
bleme kommen auch im Zusammenhang mit Verlusten bei 

der Gewinnung und dem Transport von Energieträgern vor 

(Abfackeln von Erdölbegleitgas, Förderverluste und Hava-

rien im Pipelinesystem). 

Verbrauch unvermindert hoch 

Der russische Primärenergieverbrauch ist 1991 zwar um 

rund 1 vH gesunken, nachdem er im Zeitraum 1985-1990 

um 8 vH gestiegen war. Damit lag ertrotz des weitaus nied-

rigeren Lebensstandards immer noch um fast 40 vH über 

dem Pro-Kopf-Verbrauch in den alten Bundesländern. In 
den 80er Jahren hat sich die Verbrauchsstruktur zugun-

sten von Erdgas verschoben. Während der Mineralölver-
brauch nur geringfügig abnahm — 1991 belief er sich 

immer noch auf 58 vH der inländischen Förderung —, sank 
der Kohleverbrauch 1991 um rund 9 vH. Aufgrund der 

starken Produktionseinbrüche bei Kohle mußten sowohl 

der Verbrauch als auch der Export gesenkt werden. 

Die Angaben zur weiteren Aufschlüsselung des Ver-

brauchs beruhen meist auf groben Schätzungen für die 

ehemalige Sowjetunion27: Rund ein Drittel der Primär-
energie wird im Umwandlungssektor und in der Rohstoff-

wirtschaft eingesetzt, während zwei Drittel in den Endener-

giebereich gelangen, in dem die Industrie mit über 50 vH 
Hauptabnehmer ist. Der erhebliche Endenergieverbrauch 

derverarbeitenden Industrie ist das Erbe einer Industriepo-
litik, die auf den vorrangigen Ausbau der Schwerindustrie 

setzte. Daher stellt der Strukturwandel in der Industrie ein 

gewaltiges Reservoir für Energieeinsparungen dar. 

Sinkende Energieexporte 

Für die ehemalige Sowjetunion waren Einnahmen aus 

Energieexporten die größte Devisenquelle: Etwa 40 vH der 
Exporterlöse entfielen auf Brennstoffe. Dies gilt ebenso für 

Rußland. Die russischen Rohölexporte gingen 1990 um 

11 vH zurück und 1991 um rund 25 vH, wobei sich die vor-

liegenden Statistiken zum Teil widersprechen. Die Aus-

fuhren von Mineralölprodukten wurden 1991 um 9 vH und 

die von Erdgas um 2 vH reduziert. Während sich auch die 

Kohleexporte 1991 spürbar verringerten (um 27 vH), 

blieben die Stromexporte beinahe konstant. Nach offi-

ziellen Angaben sind die Energieexporte im ersten Halb-

jahr 1992 weiter zurückgegangen: Rohöl (18 vH) und Gas 

(4 vH) (Ekonomika i zizn', Nr. 30, 1992, S. 5 ff.). Von dieser, 

zum Teil drastischen Entwicklung sollen insbesondere der 

Intra-GUS-Handel und die Exporte in die ehemaligen 

RGW-Länder betroffen sein. 

Die energiepolitische Erblast und Lösungsansätze 

Die russischen Energiepreise waren vor dem System-

wechsel sowohl von den Produktionskosten im Inland als 
auch von den auf dem Weltmarkt herrschenden Preisen 

abgekoppelt. Dadurch wurden künstliche Anreize für einen 

erhöhten Energieverbrauch in allen Wirtschaftsbereichen 

geschaffen. Die Energiepolitik war einseitig auf eine dauer-
hafte Angebotsausweitung ausgerichtet und gab einer 

Mengensteuerung über Planvorgaben den Vorzug. Es un-

terblieben Investitionen, die zur Verringerung von 

Produktions- und Transportverlusten bei Erdöl und Erdgas, 
zur Erhöhung der Sicherheit in den Kernkraftwerken, zum 

Schutz der Umwelt vor energiebedingten Emissionen und 

zur Entwicklung energiesparender Technologien und 
neuer Energiequellen hätten beitragen sollen. 

Wenngleich die Rubelpreise für Energieträger und Ener-
gieprodukte im Rahmen der umfassenden Preisanpas-

sung, die Anfang 1992 in Rußland durchgeführt wurde, mit 

Ausnahme des Kohlepreises um ein Vielfaches erhöht 
wurden, fand im Energiebereich bislang keine Preisfrei-

gabe statt. Sie wurde zunächst auf Mai/Juni 1992 ver-
schoben und dann nach einer abermaligen Preiserhöhung 

für Mitte 1993 in Aussicht gestellt. Gegenwärtig liegen die 
russischen Produzentenpreise weit unter den Weltmarkt-

preisen 28. Wegen der anhaltend hohen Inflationsrate und 

der — wenn auch verzögerten — Abwertung des Rubels 
gegenüber dem US-Dollar, wächst der Abstand der kontrol-

lierten Energiepreise zu den internationalen Preisen 

weiter. 

Ein unbekannter Anteil des russischen Energieaußen-
handels wird nicht auf Preisbasis, sondern vielmehr im 

Rahmen von bilateralen Gegengeschäften (Countertrade) 
abgewickelt. Die Ausschaltung des Preiswettbewerbs im 

russischen Energieaußenhandel wird durch die Festigung 

der Außenhandelsmonopole für Energie und die Neuauf-
lage der inneren Mengensteuerung über Staatsaufträge 

und Quoten für einzelne Unternehmen begünstigt. Auch 

27 Eismont, 1990, S. 220. Prozentangaben berechnet nach tat-
sächlichen Angaben für 1985 und von den Autoren geschätzten 
Werten für 1990. 

28 Zum Kurs von 161 Rubel je US-$ umgerechnet, beträgt der 
Erdölpreis 11 vH des Weltmarktpreises, der Erdgaspreis 10 vH 
und der Kohlepreis nur 1 vH. 
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die Einführung massiver Handelshemmnisse (Export-

steuer auf Erdöl von 26 ECU je Faß, Devisenbewirtschaf-

tung, Exportlizenzsystem usw.) steht einem dezentralen 

Energieaußenhandel entgegen 29. 

Die Reform der russischen Energiewirtschaft stellt eine 

wichtige Voraussetzung für den Erfolg des Transformati-

onsprozesses dar. Sie würde die Integration der russischen 

Volkswirtschaft in die internationale Arbeitsteilung erleich-

tern, weil aufgrund der hohen Energieintensität der Wirt-

schaft eine marktmäßige Bewertung russischer Güter nur 

im Zuge einer Energiepreisfreigabe möglich ist. Höhere 

Energiepreise würden das Angebot ankurbeln und den 

Verbrauch senken. Sie würden auch zu einer Entspannung 

der finanziellen Situation vieler Energieunternehmen bei-

tragen und so die Durchsetzung einer harten Budget-

restriktion in diesem Bereich unterstützen. Nicht zuletzt 

würde die Reform niedrigere energiebedingte Emissionen 

nach sich ziehen. 

Neben einer Wende in der Energiepolitik (Freigabe aller 

Energiepreise auf Produzenten- und Konsumentenebene; 

Abschaffung aller Energiesubventionen; Aufhebung der 

Mengensteuerung) erscheint angesichts der geringen Fi-

nanzkraft der einheimischen Unternehmen eine Beteili-

gung ausländischen Kapitals an der Energieproduktion als 

dringlich. Dazu müßte ein gesicherter Rechtsrahmen für 

die Beteiligung ausländischer Unternehmen in allen Seg-

menten des russischen Energiemarktes geschaffen 

werden. Besonders erforderlich wäre dies für die Explora-

tion und Nutzung von Erdöl- und Erdgasreserven. Außer-

dem sollten die staatlichen Außenhandelsmonopole für 

Energie beseitigt und auf Countertrade-Praktiken im bilate-

ralen Handel verzichtet werden. 

Umweltschutz" 

Luftreinhaltung 

Detaillierte Daten über die Luftverschmutzung liegen zu-

letzt für 1989 vor; sie zeigen eine überdurchschnittliche Be-

lastung an. Die Emissionen der Industrie und der Kraft-

werke wurden mit 8 Mill. t Schwebstoffen, 10 Mill. t S02, 

über 8 Mill. t CO, knapp 3 Mill. t NOX und knapp 7 Mill. t 

Kohlenwasserstoffe angegeben, die des Verkehrs mit 

14,5 Mill. t CO, 1 Mill. t NOX und 3 Mill. t Kohlenwasser-

stoffe. Den größten Anteil an den Schadstoffemissionen 

der Industrie hatten die Metallurgie (27 vH) und die Strom-

wirtschaft (21 vH). Regionale Schwerpunkte der indu-

striellen Luftverschmutzung sind der Ural sowie West- und 

Ostsibirien. Einige Standorte wiesen hier extrem hohe 

Emissionen auf, z.B. Norilsk (2,2 Mill. t S02) und Magnito-

gorsk (570 000 t CO; 170 000 t Staub). Der Grad der 

Schadstoffrückhaltung in der Industrie ist niedrig. Nur bei 

Schwebstoffen wird der größte Teil durch Filter aufge-

fangen, bei Dämpfen und gasförmigen Schadstoffen nur 

30 vH. Nachsorgende Luftreinhaltungsmaßnahmen sind 

oft wegen der veralteten Anlagen nicht vertretbar, so daß 

die Emissionsminderung mit Modernisierungsvorhaben 

verknüpft werden muß. Ökonomisch vorteilhaft wäre insbe-

sondere eine Reduzierung des Abfackelns von Gas bei der 

Erdölförderung. In der NE-Metallurgie gibt es positive Er-

fahrungen bei der Modernisierung der Nickelverhüttung 

auf der Halbinsel Kola mit norwegischer und finnischer 

Hilfe. 

Gewässerschutz 

Nur 10 vH des reinigungsbedürftigen Abwassers wurden 

1990 den Grenzwerten entsprechend geklärt, 28 Mrd. m3 

wurden stärker als zulässig belastet in die Gewässer ein-

geleitet, davon allein 11 Mrd. m3 in die Wolga. Besonders 

hoch war die Einleitung verschmutzter Abwässer in den 

Regierungsbezirken Krasnodar (3,4 Mrd. m3), Moskau 

(3,1 Mrd. m3), Sankt Petersburg und Irkutsk Qeweils 

2,1 Mrd. m3), Kujbyschew (940 Mill. m3) und Krasnojarsk 

(900 Mill. m3). Eine zentrale Ursache der Gewässerver-

schmutzung ist die unzureichende Reinigung der kommu-

nalen Abwässer. Über 40 vH der unzulässig belasteten Ab-

wässer stammen aus der Kommunalwirtschaft. Die Städte 

Moskau und Sankt Petersburg sind mit 2,2 Mrd. m3 bzw. 

1,2 Mrd. m3 die mit Abstand größten Einleiter des Landes. 

Der Bau kommunaler Kläranlagen mit biologischer Reini-

gungsstufe muß daherein Schwerpunktfür den Gewässer-

schutzsein. Der Anteil der Industrie an den als verschmutzt 

eingestuften Abwässern beträgt ebenfalls über 40 vH. 

Hauptverursacher sind vor allem die Zellstoff- und Papier-

industrie, die Chemieindustrie und die Metallurgie. Eine er-

hebliche Abwasserlast geht schließlich von den großen 

Viehzuchtkomplexen in der Landwirtschaft aus, die meist 

über keine Kläranlagen verfügen. 

Zu den am stärksten verschmutzten Gewässern wurden 

1990 der Tom in West-Sibirien, die Flüsse im Zentralural 

und auf Sachalin, die Gewässer im Westen der Halbinsel 

Kola, der Amur und der Unterlauf der Wolga gezählt. Die 

Schadstoffkonzentration im Wasser überstieg hier die 

Grenzwerte um das 10- und mehrfache. 

29 Presseberichten zufolge soll die administrative Belastung 
der Erdölexporte prohibitive Höhen erreicht und zu illegalen Aus-
fuhren geführt haben (Financial Times, 26.08.1992). 

30 Bei den Zahlenangaben in diesem Kapitel liegen folgende 
Quellen zugrunde: Ezegodnik sostojanija zagrjaznenija vozducha 
i vybrosov vrednych vescesty v atmosferu gorodov i promyslen-
nych centrov Sovetskogo Sojuza 1989 g., Leningrad 1990, 
S. 216 ff.; Narodnoe chozjajstvo RSFSR v 1990 g., Moskau 1991, 
S. 299 ff.; Ochrana okruzajuscej sredy v RSFSR v 1989 g., Moskau 
1990, S. 65 ff., 101 ff.; Ochrana okurzajuscej sredy i racional'noe 
ispol'zovanie prirodnych resursov, Moskau 1991, S. 23 ff., 71 ff., 
107 ff., 130 ff.; Proekt: Nacional'nyj doklad SSSR k konferencii 
OON 1992 goda po okruzajuscej srede i razvitiju, S. 292 ff.; Ros-
sijskaja gazeta vom 3. März 1992; Zelenyj mir Nr. 43-44 / 1991, 
S. 5 ff. 
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Abfallbeseitigung 

Die Abfallbeseitigung wird statistisch nur unzureichend 

erfaßt. Regelmäßiger Bestandteil der amtlichen Berichter-

stattung ist nur die Beseitigung von Haushaltsabfällen in 

den Städten. Die Menge des Haushaltsmülls 1989 wird auf 

115 Mill. m3 beziffert; hinzu kamen 57 Mill. m3 flüssiger 

Abfälle. Nur 3,5 vH des Haushaltsmülls werden verarbeitet 

oder verbrannt, der Rest wird deponiert. Von den über 

3 000 regulären städtischen Deponien entsprechen 70 vH 
nicht den gesundheitsrechtlichen Anforderungen. 

Die Angaben über die industrielle Abfallbeseitigung ba-
sieren auf Unternehmensbefragungen. Nähere Angaben 

über die Menge toxischer Industrieabfälle liegen nur für die 

gesamte ehemalige Sowjetunion für das Jahr 1990 vor; 

eine Aufschlüsselung nach Republiken fehlt. Von den 

insgesamt300 Mill. ttoxischerAbfällewurdeabernuretwa 

ein Viertel spezifiziert, darunter 44 Mill. t Blei, 25 Mill. t 

Nickel und 5 Mill. t Arsen mit ihren Verbindungen. Ge-

sicherte regionale Sondermülldeponien fehlen. Für die 

meisten toxischen Stoffe gibt es keine Verfahren für ihre 

Verwertung, Unschädlichmachung oder gefahrlose Depo-
nierung. Überwiegend wird Giftmüll auf dem Betriebsge-

lände gelagert. Die Fläche der genehmigten Deponien in 

Rußland wird mit 11 000 ha angegeben, die hier gelagerten 

Mengen toxischer Abfälle mit 1,6 Mrd. t (Stand: 1.6.1990). 

Oft gelangt Giftmüll aber auch auf Hausmüll- oder „wilde" 

Deponien. Vielfach ist das Grundwasser durch die Lage-

rung toxischer Abfälle auf ungesicherten Deponien konta-
miniert(z.B. bei Rostow, Ufa, Tambow und Woronesh). Eine 

systematische Bestandsaufnahme der Altlasten fehlt, vor 

allem an den Standorten des „ militärisch-industriellen 

Komplexes". Hohe Bodenbelastungen werden an den 

Standorten der Eisen- und Stahlindustrie, der NE-Metallur-

gie, der Erdölindustrie und der Chemieindustrie registriert. 

Ungeklärte Sicherheitsprobleme gibt es bei der Lagerung 

radioaktiver Abfälle, vor allem aus der Wiederaufbereitung 

von Kernbrennstoffen und aus der Plutoniumherstellung. 

Der Bedarf an Altlastensanierung dürfte somit insgesamt 

außerordentlich hoch sein. 

Umweltpolitik 

1990 wurden (in Preisen von 1984)1,9 Mrd. Rubel in Um-

weltschutzmaßnahmen investiert, der Anteil an den Ge-

samtinvestitionen war mit 1,5 vH niedrig. Zwei Drittel der 

Umweltinvestitionen entfielen auf den Gewässerschutz, 

15 vH auf Luftreinhaltung, 13 vH auf den Bodenschutz, 

insbesondere auf Maßnahmen gegen Bodenerosion. 

Rechtsgrundlage für die Umweltpolitik ist das Ende 1991 

beschlossene Umweltschutzgesetz. Danach sollen Ab-

gaben für die Nutzung natürlicher Ressourcen und für Um-

weltverschmutzung erhoben werden. Letztere wären für 

die Emissionen von Schadstoffen in die Luft und die Ge-

wässer sowie für die Deponierung von Abfällen zu zahlen. 

Ihr Aufkommen soll zweckgebundenen Umweltschutz-

fonds zufließen. Für alle Investitionsvorhaben sind Umwelt-

verträglichkeitsprüfungen vorgeschrieben. Bei Grenzwert-

überschreitungen oder gesundheitlichen Gefährdungen 

können Betriebseinschränkungen oder Stillegungen ver-

fügt werden. Über die praktischen Auswirkungen dieser 

Gesetzgebung liegen bisher keine gesicherten Informa-

tionen vor. 

Unabhängig davon sind Zweifel an der Wirksamkeit des 

umweltpolitischen Instrumentariums angebracht. Es fehlt 

eine klare Abgrenzung zwischen ökonomischen Instru-

menten im Umweltschutz und den Aufgaben des Ord-

nungsrechts. So werden die Umweltabgaben auch fürstark 

toxische Stoffe (z.B. Quecksilber) erhoben, deren Emis-
sionen in großen Mengen grundsätzlich zu untersagen 

wären. Außerdem sollte die Erhebung der Umweltabgaben 

auf solche Stoffe beschränkt werden, für die eine allge-

meine Emissionskontrolle gewährleistet ist. Bei den Vor-

schriften zur Stillegung umweltgefährdender Anlagen fehlt 

es an eindeutigen Durchführungsbestimmungen, durch 

die Rechtssicherheit geschaffen wird. Das derzeitige Kon-
zept der Umweltschutzfonds ist unter marktwirtschaft-

lichen Bedingungen nicht praktikabel. Die Fonds über-

nehmen Funktionen der öffentlichen Haushalte, von 

Banken und von auf dem Gebiet des Umweltschutzes tä-

tigen Unternehmen. Der rechtliche Status dieser Sonder-

fonds bleibt angesichts der Fülle von Finanzierungs-

quellen und Aufgaben unklar. Bemerkenswert an der der-

zeitigen russischen Umweltpolitik ist, daß Fragen des 

Klimaschutzes (CO2) und des Schutzes der Ozonschicht 

(FCKW) keine Rolle spielen. 

Binnenhandel 

Ausgangslage 

Die marktwirtschaftliche Umgestaltung des Binnenhan-

delssystems befindet sich noch ganz am Anfang und wird 

durch das planwirtschaftliche Erbe und die aktuelle Wirt-

schaftskrise stark beeinflußt. Die übernommenen Struk-
turen und Einrichtungen sowohl im Groß- als auch im Ein-

zelhandel entsprechen den neuen Anforderungen nicht. 

Das Handelsnetz ist im Vergleich zu westlichen Ländern 

wesentlich schwächer entwickelt, seine technische Aus-

stattung ist überwiegend unmodern und veraltet, die Unter-

schiede zwischen städtischen und ländlichen Gebieten 

sind extrem. Deshalb muß die im Programm der russischen 

Regierung für die Beschleunigung der Wirtschaftsre-

formen geäußerte Erwartung, daß die Implementierung 

marktwirtschaftlicher Strukturen in diesem Wirtschaftsbe-

reich besonders schnell und leicht gelingen könnte, be-

zweifelt werden. 

In struktureller Hinsicht sind bisher wenig Verände-
rungen zu spüren. Der russische Großhandel ist gekenn-

zeichnet durch den Fortbestand alter staatlicher Strukturen 
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und ihren erheblichen Einfluß auf die Versorgung. Die 

Funktionen der früheren zentralen Organe Gosplan (Staat-

liches Plankomitee) und Gossnab (Staatliches Komitee für 

materiell-technische Versorgung) sind inzwischen vom Mi-

nisterium für Handel und Materielle Ressourcen mit seinen 

drei Komitees (für materielle Ressourcen, für Handel, für 

Getreideerzeugnisse) übernommen worden. Ihre Funk-

tionsweise hat sich aber im wesentlichen nicht geändert. 

Die 26 Spezialverwaltungen des Gossnab mit ihrem Mo-

nopol auf bestimmte Warengruppen wurden 1990 in Groß-

handelsvermittlerfirmen umgewandelt. Die 73 Territorial-

verwaltungen des Gossnab sind heute kommerzielle 

Vermittlungsgesellschaften mit einem regionalen Versor-

gungsmonopol. Neue Formen, die als Konkurrenz zu staat-

lichen Vermittlerfirmen auftreten könnten, gibt es zwar in 

Gestalt von 200 Warenbörsen und Handelshäusern. Sie 

sind aber mit ihrem Anteil am Gesamtumsatz von 2 bis 3 vH 

vorerst von geringem Gewicht und erfassen nur bestimmte 

Erzeugnisgruppen (Ekonomika i zizn', Nr. 15, April 1992). 

Auch im Einzelhandel dominiert das öffentliche Ei-

gentum, 98 vH der Handelsobjekte sind in kommunalem 

Besitz. Sie werden noch nach dem alten Verteilungsprinzip 

über die staatlichen Großhandelsbetriebe und Einzelhan-

delsorganisationen, die häufig regionale Monopolstel-

lungen haben (z.B. die Moskauer Einzelhandelsorganisa-

tion Mostorg) beliefert (Rossijkie vesti, 27.6.1992, S. 3). 

Neue Organisationsformen wie Aktiengesellschaft und 

GmbH sind nichtvon großer Bedeutung. Zu ihnen gehörten 

Ende 1991 ca. 9 000 Betriebe mit 163 000 Beschäftigten, 

die einen Anteil am Einzelhandelsumsatz von lediglich 
9 vH hatten (Ökonomisches Forschungsinstitut des Wirt-

schaftsministeriums der RF-NIEI 1992). Andere Handels-

formen haben ebenfalls nur marginale Bedeutung. Die Kol-

chosmärkte hatten 1990 einen Anteil am Gesamteinzel-

handelsumsatz von nur 0,7 vH, bei Lebensmitteln von 

1,4 vH. Der Straßenhandel als Form des privaten Handels 

wird von der Bevölkerung nur teilweise angenommen. 

Dabei spielen neben den z.T. überhöhten Preisen auch 

Qualität und Hygiene eine Rolle. 

Reformansätze und Handlungsbedarf 

Die russische Regierung sieht in der Privatisierung der 

Groß- und Einzelhandelsbetriebe die wichtigste Aufgabe 

bei der Umgestaltung des Binnenhandels. In der Praxis 

geht die Privatisierung allerdings schleppend voran. Die 

Angaben zu bereits privatisierten Einzelhandelsbetrieben 

fallen unterschiedlich aus. Die offizielle Statistik spricht von 

4 vH zum 1. Juli 1992 (Ekonomika i zizn', Nr. 30, 1992, S. 6). 

Die Gründe für die Verzögerung sind vielfältig. Die un-

zähligen, sich zum Teil widersprechenden gesetzlichen 

Grundlagen erzeugen Unsicherheit. Die im Unterneh-

mensgesetz festgeschriebene umfassende ökonomische 

Freiheit für die Betriebe ist durch nachfolgende Ande-

rungen und neue Erlasse des Präsidenten entweder einge-

schränkt oder ganz aufgehoben worden. Die zugesagte 

wirtschaftliche Selbständigkeit wird durch den hohen An-

teil von staatlichen Auflagen 31 behindert. Privatwirtschaft-

liche Ansätze sowohl innerhalb als auch außerhalb der 

alten Handelsstrukturen — vor allem im Großhandel — 

werden immer noch erschwert durch Widerstände und 

Willkür der alten systembeherrschenden Handelsstruk-

turen wie auch durch die umfangreichen Möglichkeiten der 

örtlichen Staatsorgane, die Privatisierung zu regulieren. 

Fraglich bezüglich ihrer Durchführbarkeit sind die Regie-

rungspläne, die Warenflüsse für eine bestimmte Über-

gangszeit durch ein Föderales Vertragssystem über Staats-

aufträge zu regulieren. Richtig erscheint allerdings, daß 

angesichts der Produktions- und Versorgungssituation, zu-

nehmender sozialer Spannungen und seines hohen Mono-

polisierungsgrades ein völliger Zusammenbruch des Han-

dels nicht riskiert werden kann. Deshalb können noch be-

stehende Strukturen des Groß- und Einzelhandels mit 

ihren Erfahrungen, Verbindungen, Kenntnissen des russi-

schen Marktes und ihrem mobilen und immobilen Ver-

mögen weiterhin von Nutzen sein. Priorität hat jedoch, daß 

parallel dazu neue privatwirtschaftliche Organisations-

und Handelsformen gesetzlich und praktisch wesentlich 

stärker gefördert werden. Die Streichung diskriminie-

render Gesetzespassagen, wie höhere Steuern, Vorgaben 

für das Rentabilitätsniveau u.a., ist eine relativschnell reali-

sierbare Mindestbedingung. 

Interregionaler Handel 

Viele Regionen haben Handelsabkommen mit der Zen-

tralregierung und mit anderen Regionen abgeschlossen. 

Wichtige Handelsbeziehungen werden auf diese Weise 

aufrechterhalten. Es ist jedoch keineswegs so, daß alle 

Teile der Russischen Föderation Handelsabkommen mit-

einander geschlossen haben. Die Regionen entscheiden 

weitgehend selbst, mit wem sie zu welchen Bedingungen 

handeln; Zentralregierung und andere Regionen der Föde-

ration genießen keine Priorität gegenüber dem Handel mit 

externen Partnern. 

Die Handelsabkommen der regionalen Regierungen 

können als eine komplexe Form von Tauschhandel be-

zeichnet werden: Sie werden nur bilateral und mit einem 

wertmäßigen Ausgleich von Aus- und Einfuhren abge-

schlossen. Kredite sind also grundsätzlich nicht vorge-

sehen. Partner, die in Verzug kommen, erhalten keine wei-

teren oder entsprechend reduzierte Lieferungen. 

Der Handel zwischen den Regionen war ein Resultat der 

zentralen Wirtschaftslenkung. Das Ergebnis waren ex-

treme Spezialisierungen und Produktionen in entspre-

chenden Großbetrieben. Örtliche Synergieeffekte durch 

31 Staatsaufträge für die Produktion, Vorgabe des Geschäfts-
partners, Verteilung der Produktion durch eine eigens dafür ge-
gründete Kommission zur operativen Regulierung der Ressour-
cenbereitstellung. 
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die Ansiedlung von vielen verschiedenen Produktionen 
wurden nicht angestrebt. So wurden Monopole, regionale 

Spezialisierungen und eine große Abhängigkeit von Lang-

streckentransporten zu Kennzeichen der Produktions-

struktur. Dörfer und Städte sind vielfach von einem ein-

zigen Betrieb abhängig. 

Auf der Grundlage dieser Interdependenz der Regionen 

mußten die unsystematischen partiellen Reformen unter 

Gorbatschow verheerende, geographisch ungleichmäßig 

verteilte Folgen für die Versorgung der Bevölkerung 
bringen. Einige Regionen konnten ihre Waren — wegen 

der partiellen Preisreformen — offiziell zu erhöhten 

Preisen verkaufen, während andere Regionen — insbe-

sondere Produzenten von Rohstoffen — entsprechende 

Geldeinkommen nicht erhielten. Die letztgenannten 
mußten sich auf andere Weise die benötigten Waren be-

sorgen. Gebietskörperschaften (Regionen, autonome Ge-
biete, Republiken) kontrollieren vielfach den Handel zwi-

schen ortsansässigen Unternehmen und ihren Abneh-

mern in anderen Regionen. Sie bremsen Exporte, um die 

Versorgung der eigenen Bevölkerung zu sichern und um 
Vereinbarungen mit anderen Teilen Rußlands über den 

Warenaustausch zu erzwingen. Damit verursachten sie 

aber anderswo weitere Produktionsausfälle und Engpässe 
in der Versorgung der Bevölkerung. So eskalieren die Han-

delshemmnisse innerhalb der Russischen Föderation. Die 

Provinzen und Republiken der Russischen Föderation ver-

halten sich so wie die Republiken, die nun selbständige 

GUS-Staaten geworden sind. 

Verkehrs- und Fernmeldewesen 

Ausgangslage 

Wie auch andere Wirtschaftszweige ist das russische 

Verkehrssystem stark von den Einflüssen und Bedin-

gungen der zentralstaatlichen Planwirtschaft und des mili-

tärisch-industriellen Komplexes geprägt worden. Dies be-

trifft die Strukturen, seine Leitung sowie die Schwerpunkte 

seinertechnischen und regionalen Entwicklung. Die Größe 

des Landes, die unrationelle Raumordnung der Produktion 

(etwa 80 vH der verarbeitenden Industrie befinden sich im 

europäischen Teil Rußlands, während die Mehrheit der 
Rohstoffproduzenten ihren Standort östlich des Urals hat) 

bedingen ein extrem hohes Verkehrsaufkommen. Um eine 

Einheit Bruttoinlandsprodukt zu erzeugen, mußten bisher 

viermal mehr Güter befördert werden als in Westeuropa. 

Insgesamt hielt der Ausbau des Verkehrswesens nicht 

Schritt mit der Entwicklung der Gesamtwirtschaft. Giganti-
sche Verkehrsprojekte, wie der Bau der BAM (Baikal-

Amur-Magistrale), verschlangen den größten Teil der vor-

handenen Investitionsmittel. 

Das wichtigste Verkehrsmittel in Rußland ist die Eisen-
bahn. Sie befördert mehr als 50 vH der zu transportie-

renden Gütermenge. Ihr Anteil an den gesamten Verkehrs-

leistungen ist damit fast doppelt so hoch wie in den USA. 

Charakteristisch für das russische Verkehrsnetz ist das auf 

Magistralen aufbauende Eisenbahnnetz, das durch Zu-

fahrts-Autostraßen ergänzt wird. Die zwischen Zentralruß-

land und dem Fernen Osten führende Eisenbahnstrecke 

gehört mit 200 Güter- und 80 Personenzügen pro Tag 

ebenso wie die zwischen Moskau und St. Petersburg zu 
den am meisten frequentierten Strecken. Rußland hat das 

größte elektrifizierte Eisenbahnnetz der Welt, doch sind le-

diglich 40 vH aller Eisenbahnstrecken zwei- oder mehr-

gleisig. Der Kraftverkehr blieb auf örtliche, eilige oder von 

der Eisenbahn nicht ausführbare Transporte bzw. auf Ver-

bindungen zwischen Ballungsgebieten beschränkt und ist 

wenig entwickelt. 

Von den Autostraßen sind 12 vH unbefestigt, ein weiteres 

Drittel hat nur eine Schotter-Kiesdecke (Transport i svjas 

RSFSR, Statisticeskij sbornik, Moskau 1991). Ein gutes 

Autostraßennetz gibt es nur im Gebiet von Moskau, wo viele 

Schnellstraßen (Magistralen) zu anderen Großstädten be-

ginnen, sowie in den Erdölgebieten von Tatarstan, Baschki-

rostan und im Gebiet Samara. Der öffentliche Personenver-

kehr und besonders der städtische Nahverkehr sind relativ 

gut entwickelt. 

Grundprobleme des Verkehrswesens 

Der zunehmende Verfall der Anlagen des Verkehrswe-

sens, besonders der Schienen, Straßen und Brücken ließ 

die Verkehrsleistung seit 1989 immer geringer werden. 

Hinzu kommen die nicht ausreichenden und größtenteils 

veralteten Verkehrsmittel. So sind selbst nach russischen 
statistischen Angaben, die von einer sehr langen Nut-

zungsdauer der Verkehrsmittel und Anlagen ausgehen, 

beim Luftverkehr 66 vH, beim Erdölleitungsverkehr 53 vH, 

beim Seeverkehr49 vH, beim Kraftverkehr 45 vH und beim 
Eisenbahnverkehr 37 vH der in Nutzung befindlichen Ob-

jekte völlig abgeschrieben (Transport i svjas, Statisticeskij 

sbornik, 1991). 

Die eigene Produktion von Verkehrsmitteln (Flugzeuge, 

LKW, Schiffe, Eisenbahnwaggons) sinkt. Für umfang-

reiche Importe stehen nicht genügend Devisen zur Verfü-

gung. Der große Nachholbedarf bei Anlageinvestitionen 

kann kurzfristig weder durch die erhöhten Verkehrstarife 
noch durch Mittel der öffentlichen Hand finanziell gedeckt 

werden. So verringert sich die Durchlaßfähigkeit der Ver-

kehrsnetze, erhöhen sich die Zahl der Unfälle und die 

Standzeiten, was vor allem in der Erntezeit zu großen Verlu-

sten führt. 

Andere Probleme ergeben sich aus den veränderten Be-

ziehungen innerhalb der Gemeinschaft unabhängiger 

Staaten. Infolge der Bildung eigener Verkehrssysteme der 

jetzt souveränen Republiken der ehemaligen Sowjetunion 
sind zur Herstellung der Funktionsfähigkeit der nunmehr 

getrennten Verkehrssysteme Sonderinvestitionen erforder-

lich, erhöhen sich die Transportkosten infolge entste-

hender Transitgebühren und verringert sich der verfügbare 

Verkehrsmittelbestand. 
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Rückständiges Fernmeldewesen 

Die Telefonverbindungen, Fernschreib- und allgemeinen 

Postdienstleistungen sind von schlechter Qualität. Beson-

ders unzuverlässig sind die Telefonverbindungen mit dem 

Ausland, die meist nur handvermittelt werden. Der interna-

tionale Selbstwählverkehr ist auf wenige Dienststellen be-

schränkt. Private internationale Gespräche im Selbstwähl-

verkehr konnten bislang nur von Moskau aus geführt 
werden. 

In der Vergangenheit war das Fernmeldewesen den 

staatlichen bzw. militärischen Sicherheitsbedürfnissen un-

tergeordnet, in seiner ökonomischen Bedeutung völlig un-

terschätzt und in der privaten Sphäre stark vernachlässigt. 

1991 betrug die Zahl der nicht erledigten Anträge auf Tele-

fonanschluß 11 Millionen (Ekonomika i zizn', Nr. 4, Februar 

1992). Die elektrotechnische und elektronische Industrie 

ist mit der Lösung dieser Aufgabe bisher überfordert. Den-

noch verbessern sich die Fernmeldedienstleistungen stel-

lenweise allmählich, besonders durch die Hilfe westlicher 
Firmen. Sie beteiligen sich z.B. an Joint-ventures im Fern-

meldewesen, legen Kabel für geschäftliche Verbindungen 

und bieten Leasing von Schaltkreisen zur Umgehung des 

überlasteten öffentlichen Telefonnetzes an. 

Reformansätze im Verkehrs- und Fernmeldewesen 

Bei der marktwirtschaftlichen Umgestaltung des 

Verkehrs- und Fernmeldewesens gibt es bisher nur mini-
male Fortschritte. Zwar wurden die Verkehrstarife ange-

hoben, doch können dadurch bei weitem nicht die vielfach 

verteuerten Anschaffungsinvestitionen und gestiegenen 

Betriebs- und Instandhaltungskosten kompensiert werden. 

Dadurch ist der Verkehrsbetrieb für Privatunternehmer un-

attraktiv. Hinzu kommt, daß die Monopolstrukturen in Indu-

strie und Handel fortbestehen, durch die auch der Güter-

verkehr monopolisiert ist. Die Privatisierung im Kraftver-

kehr kommt nur langsam voran. Die russische Regierung 

hatte für diesen Verkehrszweig eine baldige 70%ige Priva-

tisierung vorgesehen. Bisher bringen Pachtunternehmen 

30 vH des Güter- und 10 vH des Personenverkehrs auf 

(Ökonomisches Forschungsinstitut des Wirtschaftsmini-

steriums der RF-NIET, 1992). 

Das Regierungsprogramm vom Juni 1992 geht davon 

aus, daß außer dem Kraftverkehr alle anderen Teile des Ver-

kehrswesens und das Fernmeldewesen in den Händen des 

Staates bleiben und damit auch den öffentlichen Haushalt 

erheblich belasten werden. Für den Straßenbau wurden 

als neue Finanzierungsquellen zentrale und kommunale 

Straßenfonds eingerichtet, die aus Steuereinnahmen von 

Fahrzeughaltern gespeist werden. Angesichts der im-

mensen Modernisierungs- und Investitionsaufgaben er-

scheinen diese Maßnahmen unzureichend. 

Der Internationale Währungsfonds drängt auf die Einfüh-

rung von Weltmarktpreisen für Energie und eine Liberali-

sierung der Transporttarife. Die Zentralregierung der Rus-

sischen Föderation hat sich zögernd zu dieser Anpassung 

verpflichtet, während die Regierungen der meisten Pro-

vinzen offen dagegen sind. Es erscheint zweifelhaft, ob 

ohne eine durchgreifende Liberalisierung der Preise im 

Verkehrs- und Fernmeldewesen und eine Demonopolisie-

rung die notwendige Strukturanpassung erreicht werden 

kann. 

Die wirtschaftliche Lage 

der privaten Haushalte 

Einkommen und Verbrauch 

Mit dem Beginn der Wirtschaftsreformen setzte eine zu-

nehmende Einkommensdifferenzierung der einzelnen Be-

völkerungsschichten ein. Infolge der Anhebung der staat-

lich kontrollierten Preise für Konsumgüter und Dienstlei-

stungen 1991 und der weitgehenden Preisfreigabe ab 

Januar 1992 lagen die Preise für Konsumgüter und Dienst-

leistungen im Juni um 1200 vH über dem entsprechenden 

Vorjahresniveau. Die Löhne konnten trotz ihrer Liberalisie-

rung mit der rasanten Preisentwicklung nicht mithalten. Sie 

stiegen im Vergleich zum ersten Halbjahr des Vorjahres 

durchschnittlich um 700 vH, davon im letzten Halbjahr um 

300 vH. So kann davon ausgegangen werden, daß die 

Realeinkommen der russischen Bevölkerung gesunken 

sind. Diese Realeinkommenseinbußen zu quantifizieren ist 

jedoch bei der gegebenen Informationslage kaum möglich. 

Veröffentlichte Daten berücksichtigen unentgeltliche Lei-

stungen höchstensteilweise, und die Inflationsbereinigung 

ist problematisch. 

Die Einkommen aus unselbständiger Tätigkeit bilden die 

wichtigste Einnahmequelle der privaten Haushalte. Die 

Entlohnung ist in den einzelnen Wirtschaftsbereichen sehr 

unterschiedlich. Während Arbeiter in den produktiven Be-

reichen (Industrie, Baugewerbe) sowie im Verkehr über-

durchschnittlich hohe Löhne erhalten, liegen die Gehälter 

der Angestellten in den haushaltsfinanzierten Bereichen 

unter dem Durchschnitt. Diese seit Jahren bestehende Dif-

ferenzierung war ideologisch geprägt und willkürlich. Mit 

der Freigabe der Löhne im vergangenen Jahr sind diese 

besonders in den Bereichen schnell gestiegen, in denen 

der Staat durch angedrohte Arbeitsniederlegungen erpreßt 

werden konnte (Bergbau, Verkehr). Sie machen ein Mehr-

faches des Durchschnittslohns sowie der Gehälter in den 

haushaltsfinanzierten Bereichen aus. Mit dem Entstehen 

unterschiedlicher Eigentumsformen in der Wirtschaft 

haben sich die Einkommensunterschiede zusätzlich ver-

größert. Beschäftigte in privaten und genossenschaftli-

chen Unternehmen erhalten einen etwa um 50 bis 80 vH 

höheren Lohn als die in staatlichen Betrieben (Ekonomika 

i zizn', Nr. 30, Juli 1992). 

Für die nichterwerbstätige Bevölkerung gestaltete sich 

die Einkommenslage weitaus schlechter. Die Mindest-

altersrente und die Arbeitslosenunterstützung liegen unter 
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dem Mindestlohn, der nach seiner Neufestsetzung zum 

Jahresanfang erst ab Mai wieder erhöht wurde und gegen-

wärtig 900 Rubel beträgt. Nach unseren Schätzungen 

dürften etwa 20 Mill. Menschen (13,5 vH der Bevölkerung) 

Einkommen unter diesem Niveau beziehen, die offizielle 

Statistik weist jedoch nur 7 Mill. (4,5 vH) aus. Den sozial be-

dürftigsten Gruppen mußten im Mai rückwirkend Kompen-

sationen gezahlt werden. Insgesamt verfügt gegenwärtig 
etwa die Hälfte der russischen Bevölkerung über Ein-

kommen, die unter dem offiziell berechneten Existenzmi-

nimum (im Juni 2 150 Rubel) liegen. 

Die veränderten Haushaltseinkommen haben zu einer 
rigorosen Umstrukturierung der Ausgaben geführt. Für 

Nahrungsmittel des Grundbedarfs müssen Arbeiter- und 

Angestelltenhaushalte inzwischen über die Hälfte (1990: 

25 vH) und Rentnerhaushalte bis zu 90 vH (1990: 50 vH) 
des Haushaltsbudgets ausgeben 32. Zum Teil übersteigen 

die Ausgaben das Haushaltseinkommen und es tritt ein 

sukzessives Entsparen ein. 

Noch nicht abzuschätzen sind die Auswirkungen des 
Transformationsprozesses auf den Arbeitsmarkt und die 

daraus resultierenden Folgen für Einkommen und Ver-

brauch der privaten Haushalte. Bis Juli 1992 stieg die Zahl 

der offiziell registrierten Arbeitslosen auf 203 Tausend 
(Ekonomika i zizn', Nr. 30, Juli 1992). Nach der geltenden 

Arbeitslosendefinition muß der Erwerbstätige nach seiner 

Entlassung mindestens drei Monate ohne Beschäftigung 

sein, bevor er als Arbeitsloser registriert werden kann. Bis 
zum Jahresende wird von der russischen Regierung mit 

einer Arbeitslosenzahl von mindestens 1 Mill. Personen 

gerechnet, was etwa 1,4 vH der zu diesem Zeitpunkt Er-

werbstätigen entspräche. Andere Schätzungen (Ökonomi-

sches Forschungsinstitut des Wirtschaftsministeriums der 

RF-NIEI, 1992) gehen von etwa 3 Mill. Entlassungen bis 

Jahresende aus. Aus diesen Angaben läßt sich bereits ab-

lesen, daß die wirkliche Arbeitsmarktsituation in der Russi-
schen Föderation bisher nicht annähernd erfaßt werden 

kann. 

Reform des sozialen Sicherungssystems 

Das Sozialversicherungssystem Rußlands ist staatlich 
organisiert. Im vergangenen Jahr kam es zur Umbildung 

der ehemaligen Staatlichen Versicherung der UdSSR 

(Gosstrach) in den Staatlichen Sozialversicherungsfonds 

und den Staatlichen Rentenfonds Rußlands. Außerdem 

wurde mit dem „Gesetz über die Beschäftigung" (1991) der 

„Staatliche Beschäftigungsfonds zur Finanzierung der Ar-

beitslosenhilfe und arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen" 

gebildet. Damit war zumindest formal eine Aufgliederung 

des Versicherungssystems und eine getrennte Finanzie-

rung geschaffen. Die Fonds werden im wesentlichen über 
Beiträge der (staatlichen) Arbeitgeber und der Versiche-

rungsnehmer finanziert. Angesichts der steigenden Ko-
sten ist das geringe Beitragsniveau nicht ausreichend. An 

eine Erhöhung der Beiträge (z. Z. entsprechen die Renten-

und SV-Beiträge 37 vH des Bruttomonatslohns) ist zur Zeit 
nicht zu denken. Es sind also Zuschüsse aus den örtlichen 

Haushalten, den Haushalten der Republiken und dem zen-

tralen Haushalt Rußlands notwendig. 

Um den für die Weiterführung der Reformen notwen-

digen sozialen und gesellschaftlichen Grundkonsens zu 

erzielen, haben die Russische Regierung, die Gewerk-

schafts- und die Arbeitgeberverbände Rußlands im April 

1992 einen sogenannten Grundlagenvertrag geschlossen, 

in dem die weiteren Schritte der Wirtschaftsreform, die 

Maßnahmen zur sozialen Absicherung der Bevölkerung 

sowie tarif- und arbeitsrechtliche Veränderungen für das 

Jahr 1992 festgelegt und dementsprechende gesetzgebe-

rische Schritte angeregt wurden. Die Kontrolle über die 

Einhaltung der Vertragsbestimmungen übt eine von den 

vertragsschließenden Parteien gebildete spezielle Kom-

mission aus. 

Das Konzept für die weitere Reform des sozialen Siche-

rungssystems umfaßt das gesamte Spektrum der üblichen 

Leistungssysteme, d. h. die Renten-, Kranken-, Unfall- und 
Arbeitslosenversicherung sowie ein Sozialhilfeprogramm. 

Es geht davon aus, daß die in Rußland bestehenden Institu-

tionen hinsichtlich ihrer Organisation, Finanzierung und 

Wirkungsweise den sich ändernden gesellschafts- und 

wirtschaftspolitischen Bedingungen weiter angepaßt 
werden müssen. Kurzfristig sind die Gestaltungsmöglich-

keiten dabei stark eingeschränkt. Längerfristig sieht das 

Programm der Russischen Regierung vor, den Anteil der 

staatlichen Sozialausgaben auf ein Mindestmaß zu senken 
und die Finanzierung sozialer Leistungen zunehmend den 

Unternehmen und den Arbeitnehmern zu übertragen. Es 
erscheint allerdings fraglich, ob die vorgeschlagenen Maß-

nahmen auf kurze Frist eine soziale Mindestsicherung der 

Bevölkerung gewährleisten können. 

Perspektiven der Entwicklung 
und wirtschaftspolitische Empfehlungen 

Ausgangslage 

Die gegenwärtige Lage Rußlands ist gekennzeichnet 

von politischer Unruhe und Konflikten sowie von unklaren 

institutionellen Verhältnissen. Die zentralen Organe haben 

große Schwierigkeiten, glaubwürdige Reformkonzepte zu 

erarbeiten und durchzusetzen. Die Regierung der Russi-

schen Föderation bemüht sich um Reformen, ohne diese 

Reformen auf allen Ebenen des gesellschaftlichen Lebens 
konsequent verfolgen zu können. Wirtschaftspolitische 
Programme einer Unzahl von Beratern sind wohlfeil; die 

grundlegenden politischen und rechtlichen Bedingungen 

aber, die die erfolgreiche Umsetzung solcher Programme 

32 Ekonomika i •izn', Nr. 30, Juli 1992, S. 5; Ekonomika i •izn', 
Nr. 32, August 1992, S. 16; eigene Schätzungen. 
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voraussetzt, sind noch nicht geschaffen. Rußland droht po-

litisch und wirtschaftlich abzugleiten. Die weitere Liberali-

sierung und die Öffnung des Landes nach Westen ist ge-

fährdet. Die Aufstellung von Reformkatalogen hilft nicht 

weiter. Die Lage ist gekennzeichnet von einer komplexen, 

im einzelnen schwer durchschaubaren Mischung aus Trans-

formationsschocks und makroökonomischen Schocks, bei 

der nur eine adäquate Mischung politischer und ökonomi-

scher Therapien helfen kann. Wir haben versucht, die 

Kernpunkte eines solchen Ansatzes herauszuarbeiten. 

Was unumgänglich ist 

Die Stabilisierung und die Umgestaltung der Wirtschaft 

verlangen politische Handlungsfähigkeit. Gelingt es nicht, 

die Handlungsfähigkeit — ganz gleich auf welcher Ebene 

— herzustellen, ist jedes wirtschaftliche Programm zum 

Scheitern verurteilt. Da sich in Rußland im Zuge der Um-

wandlung des Systems die politischen Machtzentren offen-

sichtlich hin zu den Gebietskörperschaften verschoben 

haben, erscheint es aussichtslos, diese Bewegung erneut 

umkehren zu wollen, um von Moskau aus eine konse-

quente Reformpolitik betreiben zu können. Vielmehr muß 

die Zentralregierung den de facto bestehenden Macht-

strukturen entgegenkommen und im Konsens mit den Ge-

bietskörperschaften ein föderales System etablieren, das 

die Kompetenzverteilung regelt. Politische Entscheidungs-

strukturen müssen glaubwürdig sein. Das kann in der ge-

genwärtigen Lage Rußlands nur erreicht werden, wenn 

sich die Zentralregierung auf die Aufgaben und Reformen 

beschränkt, die nur von ihr gelöst werden können, alle 

übrigen staatlichen Funktionen aber den Gebietskörper-

schaften überläßt. 

Die wichtigsten, kurzfristig anzugehenden Problem-

felder der Zentralregierung sind: 

Die Schaffung eines rudimentären Rechtsrahmens, der 

den Prinzipien des Föderalismus und der Vertragsfrei-

heit Rechnung trägt, und dessen Durchsetzung mit Hilfe 

einer unabhängigen Rechtsprechung. 

Die Stimulierung von Wettbewerb in allen Sektoren 

durch den Abbau von internen Zugangsbarrieren, die 

schrittweise, aber konsequente Öffnung der Märkte 

nach außen und die Zulassung ausländischer Investoren 

— auch im Energiebereich. Wettbewerb ist für die Nut-

zung von Produktivitätsreserven zunächst wichtiger als 

Privatisierung. 

Die gesamtwirtschaftliche Stabilisierung im Bereich des 

Geldwesens und der öffentlichen Haushalte. 

Gerade letzteres scheint unlösbare Probleme aufzu-

werfen. Die galoppierende Inflation ist mit Hilfe der vorhan-

denen und eingesetzten Instrumente restriktiver Geldpo-

litik nur durch eine schwere Stabilisierungskrise mit 

Produktionseinbrüchen und steil ansteigender Arbeitslo-

sigkeit zu stoppen. Das aber würde die Situation der ohne-

hin angeschlagenen, weil hoch verschuldeten Unter-

nehmen noch einmal dramatisch verschlechtern und 

wegen seiner sozialen Konsequenzen die gesamte Re-

formpolitik in Frage stellen. Ohne Stabilisierung des Geld-

wertes sind aber alle übrigen Reformschritte Makulatur, 

weil der zentrale marktwirtschaftliche Steuerungsmecha-

nismus, das System der relativen Preise, seiner Funktion 

beraubt ist. 

Einen einfachen Ausweg aus diesem Dilemma gibt es 

nicht. Dennoch lassen sich Lösungswege skizzieren. Ur-

sache der Entstehung des oben beschriebenen Dilemmas 

ist die Tatsache, daß Preise und Löhne nach unten relativ 

starr sind und eine Kostendisziplin der Unternehmen nicht 

vorhanden ist. Restriktive Geldpolitik löst daher zunächst 

einen negativen Nachfrageschock mit allen Konse-

quenzen auf Produktion und Beschäftigung aus, bevor 

eine gewisse Stabilisierung des Preis- und Kostenniveaus 

erwartet werden kann. Die Inflationsmentalität ist aber 

schon ein so fester Bestandteil der Anpassung der Gesell-

schaft an die Bedingungen galoppierender Inflation ge-

worden, daß nur ein äußerst kräftiges Signal, das den Kurs-

wechsel des gesamten Geldsystems anzeigt, hier Ände-

rungen erwarten läßt. Ein solches Signal kann nach Lage 

der Dinge nur von einer konzentrierten politischen Anstren-

gung ausgehen, bei der die oben genannten zentralen Re-

formschritte durchgesetzt werden. Ist dies gut vorbereitet, 

kann eine Währungsreform helfen, ein Zeichen für den 

Neuanfang zu setzen. 

Es wäre aber ein Mißverständnis zu glauben, eine Wäh-

rungsreform als solche löse das Problem der Geldwertsta-

bilisierung. Die Währungsreform kann nur ein Signal sein; 

entscheidend ist, von welchen Maßnahmen sie begleitet 

wird. Im Kern geht es hier einerseits wiederum um die Her-

stellung von Wettbewerb auf den Gütermärkten und ande-

rerseits um die Neuordnung des Verhältnisses von Arbeit-

gebern und Gewerkschaften. Auf seiten der Arbeitnehmer 

heißt das, daß Gewerkschaften gegründet oder umstruktu-

riert werden müssen, die die Interessen der Arbeitnehmer 

zugleich vertreten und kanalisieren. Auf seiten der Arbeit-

geber ist unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg auto-

nomer Lohnverhandlungen, daß auch staatliche Betriebe 

ein Interesse an einer der Produktivitätsentwicklung ange-

paßten Lohnentwicklung haben müssen. Das ist nur zu er-

warten, wenn der Staat Mithaftung für Fehlentscheidungen 

ausschließt, also konsequent Subventionen abbaut und 

keinerlei Verlustausgleich oder Bürgschaft für Staatsunter-

nehmen übernimmt („ harte Budgetrestriktion"). 

Im Rahmen einer Währungsreform müßte zusätzlich das 

Altschuldenproblem der Unternehmen, das durch gegen-

seitige Kreditgewährung der Staatsunternehmen im ersten 

Halbjahr 1992 abenteuerliche Dimensionen erreicht hat, 

gelöst werden. Der „Währungsschnitt' müßte wohl fühlbar 

sein, um Verbindlichkeits- und Forderungsbestände auf 

normale Dimensionen zu reduzieren. Um es aber zu wie-

derholen: Entscheidend ist nicht die Verkürzung der Bi-

lanzen, also die Bereinigung der Bestände. Entscheidend 
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ist, was nach der Währungsreform mit den Stromgrößen 
geschieht. Bleiben die Löhne rigide, der Wettbewerb auf 

den Gütermärkten schwach, die Finanzpolitik extrem ex-

pansiv und die Geldpolitik lax, ist auch die Währungsre-

form nur ein Strohfeuer, nach dessen Abbrennen es 

schwerer denn je ist, das Dilemma der makroökonomi-

schen Stabilisierung zu umgehen. 

Nach dieser ersten Stufe unumgänglicher Reformmaß-

nahmen, von denen bisher keine in Rußland energisch an-

gepackt wurde, ist eine Reihe weiterer Schritte rasch erfor-
derlich: 

Weitere Haushaltskonsolidierung durch Aufbau eines 

einfachen und administrativ handhabbaren Steuersy-
stems sowie einer Steuerverwaltung; 

Preisfreigabe in den noch kontrollierten Sektoren, vor 

allem im Energiebereich; 

rudimentäre Kapitalmarktreformen mit dem Ziel einer 

Trennung der Banken von den staatlichen Produktions-

betrieben; 

Einführung der Konvertibilität der Währung bei einem 

einheitlichen Wechselkurs. Konvertibilität würde in der 

ersten Stufe für Inländer lediglich die sog. Leistungs-
bilanzkonvertibilität bedeuten, also Konvertibilität bei 

solchen Aktivitäten, die sich in der Leistungsbilanz nie-

derschlagen (in erster Linie: Im- und Export von Waren 

und Diensten). Für Ausländer sollte sofort die volle Kon-

vertibilität eingeführt werden; 

Zahlungsvereinbarungen zwischen den GUS-Staaten 

zur Aufrechterhaltung des innergemeinschaftlichen 

Handels; 

vorrangige Privatisierung in den Bereichen Landwirt-

schaft, Handel und Transport zur Verbesserung der Ver-

sorgungslage; 

Aufbau eines sozialen Netzes mit Priorität bei der 

Arbeitslosenversicherung. 

Mittel- und längerfristige Aufgaben 

Institutionelle Klarheit und makroökonomische Stabilität 

sind unabdingbare Voraussetzungen für den Struktur-

wandel. Deshalb müssen die generelle Privatisierung und 

der Aufbau funktionsfähiger Kapitalmärkte einer späteren 

Reformphase vorbehalten bleiben. Auch wird die volle 

Währungskonvertibilität erst nach Abschluß der Stabilisie-

rung erreichbar sein. Wenn es gelingt, mehr Wettbewerb 

im Innern und von Außen zu schaffen, wird dies allerdings 

bereits in der ersten Reformphase auch die Staatsbetriebe 

zur Strukturanpassung zwingen. 

Voraussetzungen und Chancen westlicher Hilfe 

Die Grundvoraussetzungen für größere Hilfsprogramme 

sind derzeit nicht gegeben. Es fehlen klare Kompetenz-

strukturen zwischen den verschiedenen staatlichen 

Ebenen. Die Gebietskörperschaften blockieren sich ge-

genseitig. Der Staat hat als Ordnungsmacht ersichtliche 

Probleme, Korruption und ein ausuferndes organisiertes 

Verbrechen einzudämmen. Hilfsmaßnahmen müssen in-

folge dessen sehr gezielt ausgerichtet sein. Ungebundene 
finanzielle Hilfe sollte in der gegenwärtigen Situation nicht 

mehr gegeben werden. Die bereits zugesagten finan-

ziellen Hilfen sollten für Projekte verwendetwerden, die zur 
Besserung der Lebensbedingungen, zur Erleichterung 

des Transformationsprozesses und zur Verbesserung der 
Exportmöglichkeiten beitragen. Solche Mittel würden zum 

Marktkurs für Rubel getauscht und als Starthilfe-Kredite 

oder Beiträge zum Eigenkapital vergeben. Vordringlich 
sind: 

der Aufbau einer privaten Landwirtschaft, 

die Entwicklung neuer Vertriebswege für Agrarprodukte 

und der Aufbau einer entsprechenden Infrastruktur (zum 
Beispiel Lager- und Kühlkapazitäten, Verpackungsindu-

strie), die Entwicklung von Handwerk und lokalem Ge-

werbe und 

die Förderung der Produktion von medizinischem Gerät 

und pharmazeutischen Produkten. 

Zur Erleichterung des Transformationsprozesses 

können die westlichen Länder darüber hinaus nur flankie-

rende Hilfen leisten — etwa im Beratungsbereich oder bei 

der Ausbildung für staatliche Verwaltung, der Kostenrech-

nung, der Lösung der vorliegenden Verfassungsprobleme, 

der sonstigen Gesetzgebung, des Aufbaus einer unabhän-

gigen Justiz und der praktischen Durchsetzung von 

Rechtsnormen. 

Um zu importieren und ihren Zahlungsverpflichtungen 

nachzukommen, muß die russische Wirtschaft in der Lage 

sein, Devisen durch eigene Exporte zu erwirtschaften. Be-

stehende Handelsbarrieren sind daher zu beseitigen. Die 

westlichen Länder müssen die eigenen Märkte für Export-

produkte Rußlands öffnen. Dies gilt also sowohl für die von 

der EG stark reglementierten Märkte (zum Beispiel Stahl 

und Aluminium) als auch für technische Produkte, bei 

denen Rußland potentiell wettbewerbsfähig ist (zum Bei-

spiel Flugzeugbau, Weltraumtechnik). 

Es ist weder für Rußland noch für die Lieferländer hilf-

reich, wenn Produkte aus Gründen der Auslastung der hei-

mischen Kapazitäten quasi an Rußland verschenkt 

werden, wie das teilweise im Rahmen der Gewährung von 

Hermes-Bürgschaften für ostdeutsche Produkte ge-

schieht. In beiden Ländern wird durch diese Art von Preis-

subvention die notwendige strukturelle Anpassung be-

hindert. 

Besonderheiten Weißrußlands 

Die aktuelle Situation 

In den letzten Jahren verlangsamte sich die wirtschaft-

liche Entwicklung in Weißrußland kontinuierlich, bis 

schließlich ein immer schnellerer Produktionsrückgang 
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Tabelle 3 
Durchschnittliche Zuwachsraten des Nationaleinkommens 

in vH 

1981 bis 1988 1989 bis 1990 1991 Plan 1992 Ist 1.11992 

Produziertes Nationaleinkommen 

darunter: 
Industrie 

Landwirtschaft 

Bauwesen 

4,6 

5,9 

2,8 

5,5 

3,2 

5,8 

—2,0 

3,6 

—3,0 

—1,5 

—3,0 

2,5 

0,3 

5,4' 

—14 

—10 

Gesamtprodukt der Landwirtschaft 

Quellen: Die Volkswirtschaft der Belorussischen SSSR 1988, Minsk 1989 (russ.); Über die Arbeit der Volkswirtschaft der Republik 
Belarus im ersten Quartal 1992, Sovetskaja Belorussija, 8.5.1992, (russ.); Anordnung des Obersten Sowjets der Republik 
Belarus „ Über den Staatsplan der Republik Belarus", vom 15.01.1992 (russ.). 

einsetzte (Tabelle 3). Die Entwicklung des Nationaleinkom-

mens und der industriellen Produktion im Jahr 1992 weist 

entsprechend einen stark negativen Trend auf. Abwei-

chend von einem geplanten Zuwachs des Nationaleinkom-

mens von 2,5 vH ist das Nationaleinkommen im 1. Quartal 

1992 um 14 vH im Vergleich zum entsprechenden Vorjah-

reszeitraum geschrumpft. Die industrielle Produktion sank 

im 1. Halbjahr 1992 im Vorjahresvergleich um 11,7 vH, 

wobei sich im Monatsvergleich eine Verstärkung des Ab-

wärtstrends zeigte. Die Bereiche Landwirtschaft und Nah-

rungsmittelproduktion weisen ebenfalls erhebliche Ein-

brüche auf. So wurden im 1. Halbjahr 1992 etwa 21 vH we-
niger Nahrungsmittel im Vergleich zum Vorjahr produziert 

(PlanEcon, Business Report, Vol. 2, No. 18, 1992). 

Als besonders nachteilig erwies sich die starke Abhän-

gigkeit von den Roh- und Werkstofflieferungen aus an-

deren GUS-Republiken. So bezieht Weißrußland etwa 

92 vH seines Bedarfs an Energieträgern, 99 vH an 

Schwarzmetallen sowie 60 vH an Zement aus diesen 

Staaten (Goskomstat, 1991). Die entsprechenden Liefe-

rungen aus der Ukraine, Rußland und Kasachstan vermin-

derten sich im 1. Quartal 1992 um 13 bis 15 vH im Vergleich 

zum Vorjahreszeitraum. Diese Auflösung der alten Ver-

flechtungsstrukturen und fehlende Bezugsalternativen 

können als eine der entscheidenden Ursachen für die ne-

gative wirtschaftliche Entwicklung angesehen werden. 

In Weißrußland zeigt sich ebenso wie in Rußland eine 

Tendenz zur Hyperinflation. So lag das allgemeine Preisni-

veau im März 1992 um 1 400 vH höher als ein Jahr zuvor. 

Die Preisentwicklung bei einzelnen Gütergruppen weist im 

1. Quartal 1992 (von Dezember 1991 auf März 1992) eine re-

lativ große Streuung auf. Die Preise für Elektroenergie 

stiegen um 780 vH, für Baumaterial um 1 500 vH, für Holz 

und Holzerzeugnisse um 1 000 vH, für chemische und 
petrochemische Erzeugnisse um 1 600 vH, für Maschinen-

bauprodukte um 1 370 vH sowie für Produkte der Lebens-

mittelindustrie um 850 vH (Sovetskaja Belorussija, 8.5.92). 

Die weißrussischen Betriebe versuchen auf vergleich-
bare Art und Weise wie die russischen Betriebe sich über 

die russische Zentralbank zu refinanzieren. Eine weiche 

Budgetrestriktion kennzeichnet deshalb auch in Weißruß-

land die Situation. Desweiteren nehmen die Betriebe „ Lie-

ferantenkredite" in Anspruch, die in der Regel daraus re-

sultieren, daß empfangene Lieferungen nicht bezahlt 

werden. Diese Kredite dienen vorrangig der Finanzierung 

der laufenden Betriebsausgaben, während die Investi-

tionstätigkeit zunehmend erlahmt (- 25 vH im 1. Quartal 

1992 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum). 

Aussagen über die Entwicklung des durchschnittlichen 

Realeinkommens der Bevölkerung können nur unter dem 

Vorbehalt getroffen werden, daß die Einkommensstruk-

turen wenig transparent sind. Die Entwicklung der Nomi-

naleinkommen und der Lebenshaltungskosten deuten auf 

einen Rückgang des Realeinkommens hin: Während die 

Nominaleinkommen um das 4,2fache stiegen, erhöhten 

sich die Lebenshaltungskosten um das 7fache. 

Im Jahr 1991 wies der weißrussische Staatshaushalt 

einen Überschuß in Höhe von 2,2 vH des Bruttoinlands-

produkts auf. Dieser Überschuß resultierte aus höheren 

Steuereinnahmen, Transfers aus den Unionsfonds und 

Ausgabenkürzungen33. Der Haushalt für das Jahr 1992 

(Stand Februar 1992) sieht ein Defizit in Höhe von 2,1 vH 

des Bruttoinlandsprodukts vor. Das Haushaltsdefizit wird 

bis zum Jahresende wahrscheinlich wesentlich höher aus-

fallen, da Mängel des Steuersystems sowie die sinkenden 

Erträge der Betriebe Mindereinnahmen erwarten lassen. 

Demgegenüber ist mit höheren Ausgaben als geplant zu 

rechnen. 

Der Stand der Reformen 

Die wirtschaftliche Entwicklung in Weißrußland macht 

deutlich, daß ein akuter Bedarf an marktwirtschaftlichen 

33 IMF, Belarus. Pre-Member Ship Economics Review, March 
1992,S.23. 
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Reformen besteht. Im Gegensatz zu Rußland besteht in 
Weißrußland ein hohes Maß an politischer und rechtlicher 

„Stabilität", d.h. die staatlichen Strukturen aus den Zeiten 

der Sowjetunion sind weitgehend intakt geblieben. Ein En-

forcement-Problem ist in Weißrußland nicht zu beob-
achten, da anders als in Rußland keine föderativen Struk-

turen bestehen, das Staatsgebilde also relativ homogen 

ist. Jedoch wurde diese staatliche Autorität bislang nicht 

dazu genutzt, entscheidende Reformschritte zu unter-

nehmen. In der weißrussischen Führung dominieren an-

ders als in Rußland noch die konservativen Kräfte, Re-

former sind in einflußreichen Positionen kaum zu finden. 

Das Zentralplanungssystem ist in den meisten Bereichen 

noch weitgehend intakt. 

Nach dem weißrussischen Eigentumsgesetz vom 

12.12.1990 ist die Bildung privaten Eigentums bei Immobi-

lien und Produktionsmitteln erlaubt, wenngleich ein Geset-

zesvorbehalt für die private Eigentumsbildung in einigen 
Bereichen besteht. Jedoch dominiert weiterhin das öffent-

liche Eigentum, das durch Monopolstrukturen gekenn-

zeichnet ist. So sind 70 vH der Erwerbstätigen in staatli-

chen Betrieben, 17,8 vH im genossenschaftlichen Bereich, 

6,4 vH in Pachtbetrieben und im privaten Bereich lediglich 

2,4 vH beschäftigt. 

Eine Änderung dieser Eigentumsverhältnisse ist kurzfri-

stig nicht zu erwarten, da ein Privatisierungsgesetz wahr-

scheinlich erst im Oktober 1992 verabschiedet wird. Die 

Regierung beabsichtigt, in einer ersten Phase 147 Unter-

nehmen zu privatisieren, die etwa 90 vH der Industriepro-
duktion erzeugen. Ein Teil der Unternehmen ist von der Pri-

vatisierung ausgenommen, da diese in der Rüstungsindu-

strie oder in anderen Industrien von strategischem 

Interesse angesiedelt sind. Unklar ist die Vorgehensweise 

der Privatisierung. Es ist gegenwärtig eine Coupon-Privati-

sierung nach dem Vorbild der CSFR in der Diskussion. 

Die weißrussische Regierung hat sich mit der Reform 

des Steuersystems (1.1.1992) bemüht, die Finanzpolitik 

über eine Erhöhung der ordentlichen Einnahmen solide zu 

gestalten. So wurden Steuern auf Einnahmen und Ge-

winne der Betriebe, spezifische Verbrauchssteuern („Ak-

zisen"), Grundsteuern, Transitsteuern, Verkehrswege-

steuern, Umweltsteuern sowie Immobiliensteuern einge-

führt. Jedoch ist die Effektivität der Finanzverwaltung 

ähnlich wie in Rußland stark eingeschränkt; eine neu ge-

gründete Finanzpolizei soll die Steuerdisziplin der Unter-

nehmen erhöhen. 

Die weißrussischen Regulierungen im Bereich des 

Außenhandels unterscheiden sich nicht grundlegend von 

denen Rußlands. Bei der Festlegung der Importzölle wird 

unterschieden nach den Herkunftsländern und der Ver-
wendung der Güter. Gleiches gilt für die Exportzölle, die im 

Hartwährungsbereich durch Vorschriften für den Zwangs-
umtausch von Einnahmen weißrussischer Exporteure er-

gänzt werden. Diese Abschöpfung dient dem Aufbau eines 

Devisenfonds, der im April 1992 von der weißrussischen 

Regierung in einer Verordnung neu konzipiert wurde. 

Da Weißrußland der Rubelzone angehört, sind einer ei-

genständigen Geldpolitik und damit auch einer makroöko-

nomischen Stabilisierung enge Grenzen gesetzt. Die Ein-

führung einer eigenen Währung soll nach gegenwärtigen 

Vorstellungen der Regierung erfolgen, wenn die Rubel-

zone aufgelöst wird. Bislang hat die weißrussische Natio-

nalbank eigene Rubelnoten emittiert, die jedoch lediglich 

als Ersatzgeld fungieren. In Absprache mit der russischen 

Zentralbank sollen diese weißrussischen Rubel die Bar-

geldnot lindern helfen. Es besteht ein interner fester Wech-

selkurs von 10 „alten" Rubeln zu einem weißrussischen 

Rubel. 

Perspektiven 

In Weißrußland ist die Politik bislang von einem relativ ge-

ringen Reformeifer geprägt. Angesichts des sich beschleu-

nigenden wirtschaftlichen Verfalls entstehen jedoch öko-

nomische Zwänge, die entschiedene Reformschritte ver-

langen. Im Vergleich zu Rußland erscheinen die objektiven 

Voraussetzungen für eine marktwirtschaftliche Transfor-
mation prinzipiell günstiger zu sein. Jedoch hängen Fort-

schritte in der Reformpolitik maßgeblich von der Reformbe-
reitschaft der politischen Entscheidungsträger ab. 

Die Grundaufgaben der marktwirtschaftlichen Transfor-

mation in Weißrußland sind mit denen in Rußland weitge-

hend identisch. Als vordringliche Aufgabe weißrussischer 

Reformpolitik muß die Einführung einer eigenen Währung 

gelten. Ohne eine eigene Währung ist eine eigenständige 

Wirtschaftspolitik und damit eine makroökonomische 

Stabilisierung angesichts der russischen Geld- und Wäh-

rungspolitik nicht möglich. Außerdem können bei einer ge-
meinsamen Währung Rußland und Weißrußland nicht, wie 

jetzt, unterschiedliche Wege, in der Reformpolitik gehen. 

Die große Privatisierung und eine damit einhergehende 

Demonopolisierung ist aufgrund der weißrussischen Aus-

gangssituation leichter umzusetzen als in Rußland. Denn 

es bestehen überschaubare Eigentumsstrukturen und 

bessere Voraussetzungen, Privatisierungsentscheidun-

gen auch durchzusetzen. 
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Beilage zum Wochenbericht des DIW Nr. 42/92 vom 15. Oktober 1992 

WESTDEUTSCHLAND Ausgewähite saisonbereinigte Konjunkturindikatoren) 

Arbeitslose 
Offene 
Stellen 

Auftragseingang im verarbeitenden Gewerbe (Volumen)2) 

Insgesamt 

dav.: Hauptgruppen 

Grundstoff- u. 
Produktions-
gütergewerbe 

Investitions-
gütergewerbe 

Verbrauchs- 
gütergewerbe 

Inland Ausland 

in 1000 1985 = 100 

mtl. vj. mtl. vj. mtl. A. mtl. A. mtl. A. mtl. vj. mtl. vj. mtl. A. 

1990 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1991 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1992 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1980 308 117,4 111,3 120,8 117,0 117,5 117,4 
1956 1960 312 311 119,2 118,6 111,6 112,1 123,2 122,2 119,2 118,2 118,8 117,7 119,8 120,3 
1945 313 119,3 113,3 122,7 118,3 116,7 123,6 
1949 316 118,9 112,7 122,7 117,7 119,1 118,8 
1925 1929 318 317 121,5 120,2 112,0 112,4 126,4 124,4 122,2 120,4 124,6 122,0 116,6 117,4 
1914 317 120,2 112,4 124,0 121,2 122,3 116,9 
1878 320 123,0 112,6 128,1 124,1 127,4 115,8 
1844 1844 316 315 125,7 125,1 114,9 115,5 131,1 129,8 126,6 126,4 132,7 130,5 114,2 116,3 
1810 310 126,7 118,9 130,3 128,6 131,5 119,0 
1777 310 128,1 117,2 133,3 130,3 134,4 118,1 
1733 1744 314 315 124,6 125,0 115,4 116,1 128,0 127,9 129,3 130,7 133,5 133,1 110,1 111,9 
1723 321. 122,3 115,7 122,5 132,6 131,3 107,5 

1661 321 128,2 118,3 132,7 130,6 136,6 114,5 
1670 1664 324 327 123,7 124,9 115,3 115,5 126,1 128,4 130,1 129,8 133,0 134,3 108,6 109,7 
1660 336 122,9 113,0 126,4 128,6 133,2 106,1 
1685 342 120,7 113,7 122,9 125,2 130,0 105,5 
1705 1696 343 343 122,9 122,4 115,2 114,2 126,3 125,3 125,4 126,6 131,2 130,7 109,5 108,7 
1699 345 123,5 113,7 126,8 129,1 131,0 111,0 
1711 341 123,7 115,9 126,1 129,4 129,6 114,0 
1706 1703 341 338 123,3 123,0 115,4 114,7 126,4 126,1 127,1 127,3 129,5 129,6 113,2 112,2 
1693 330 122,0 112,7 125,9 125,4 129,7 109,3 
1688 320 122,3 114,7 125,6 124,6 129,3 110,9 
1666 1674 318 321 122,9 121,3 115,9 114,7 125,9 124,0 125,0 123,9 131,8 128,8 108,2 108,9 
1669 324 118,7 113,4 122,5 122,2 125,4 107,7 

1687 337 123,7 116,8 126,2 127,6 131,4 111,1 
1696 1692 349 345 127,1 124,4 118,8 117,2 130,6 127,4 130,1 126,9 136,3 133,4 112,3 111,3 
1693 348 122,3 116,0 125,4 123,0 129,6 110,4 
1767 348 120,5 115,0 122,3 124,3 129,1 106,7 
1796 1793 342 343 120,5 119,7 117,3 116,4 121,6 120,5 122,7 122,9 129,2 127,4 106,5 107,3 
1817 338 118,1 116,8 117,7 121,8 124,0 108,6 
1843 331 117,3 114,1 116,5 125,7 124,7 105,5 
1857 1857 328 323 117,0 113,6 116,2 124,9 123,6 106,0 
1871 311 

1) Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV3). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, daß sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davorliegende saisonbereinigte Werte 
in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errech-
net. - 2) Außerdem arbeitstäglich bereinigt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit und Statistisches Bundesamt. 



WESTDEUTSCHLAND noch: Ausgewählte saisonbereinigte Konjunkturindikatoren) 

Beschäftigte 
im Bergbau 
und im 

verarbeitenden 
Gewerbe 

Produktion im produzierenden Gewerbe2) 

Verarbei-
tendes 
Gewerbe 

dav.: Hauptgruppen 

Grundstoff- u. 
Produktions-
gütergewerbe 

Investitions- 
gütergewerbe 

Bauhaupt- 
gewerbe 

Umsätze 
des Einzel-
handels zu 
Preisen von 

1985 

Außenhandel 
(Spezialhandel)2) 

Ausfuhr Einfuhr 

in 1000 1985 = 100 1986 = 100 Mrd. DM zu Preisen von 19803) 

mtl. vj. mtl. vj. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. mtl. Vi. 

1990 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1991 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

1992 J 
F 
M 
A 
M 
J 
J 
A 
S 
O 
N 
D 

7327 
7344 7342 
7355 
7365 
7383 7382 
7398 
7418 
7441 7434 
7443 
7470 
7484 7483 
7495 

7527 
7534 
7531 
7538 
7530 
7521 
7524 
7506 
7513 
7498 
7492 
7480 

7476 
7449 
7433 
7416 
7388 
7374 

115,9 
116,8 116,7 
117,5 
115,4 
119,6 117,3 
117,0 
119,0 
120,5 120,3 
121,4 
122,2 
122,2 122,6 
123,3 

123,2 
7531 123,3 123,2 

123,0 
123,3 

7530 123,7 124,3 
125,8 
123,1 

7514 121,7 122,5 
122,7 
122,3 

7490 123,3 121,7 
119,4 

123,5 
7453 125,2 123,7 

122,4 
122,8 

7393 123,8 122,5 
120,8 
120,0 
122,2 

109,9 
111,7 
110,4 
111,1 
109,6 
110,4 
110,6 
111,6 
113,1 
112,1 
112,6 
113,1 

113,8 
111,7 
114,1 
112,8 
114,2 
114,9 
111,9 
111,2 
112,4 
113,7 
114,6 
108,6 

114,7 
118,7 
115,8 
115,1 
117,6 
113,9 
113,0 
116,3 

110,7 

110,4 

111,8 

112,6 

113,2 

114,0 

111,8 

112,3 

116,4 

115,5 

121,2 
121,7 
122,7 
119,0 
125,9 
120,9 
123,5 
124,3 
125,1 
125,9 
125,2 
128,0 

126,5 
127,2 
126,3 
126,9 
127,1 
130,5 
126,7 
126,1 
126,8 
126,3 
127,4 
123,5 

126,7 
128,1 
125,4 
125,9 
127,1 
123,3 
121,6 
123,8 

121,9 

121,9 

124,3 

126,4 

126,7 

128,2 

126,5 

125,7 

126,7 

125,4 

119,4 
132,5 
125,3 
121,4 
128,1 
119,8 
123,9 
123,1 
122,7 
125,3 
123,2 
122,6 

124,1 
103,6 
129,9 
134,1 
128,1 
129,4 
131,7 
125,9 
133,0 
130,9 
131,1 
128,9 

127,2 
140,4 
131,8 
135,1 
134,0 
133,7 
130,4 
127,8 

125,7 

123,1 

123,2 

123,7 

119,2 

130,5 

130,2 

130,3 

133,1 

134,3 

113,9 
115,6 
116,2 
115,3 
119,4 
115,2 
122,0 
124,9 
123,9 
124,1 
125,0 
121,1 

129,3 
126,3 
127,5 
129,8 
127,4 
127,9 
130,3 
122,5 
122,6 
128,1 
125,0 
124,3 

127,5 
127,9 
120,9 
126,9 
120,6 
120,9 
124,1 

46,5 
115,2 45,7 

46,4 
46,3 

116,6 45,1 
43,1 
45,2 

123,3 45,5 
44,9 
47,0 

123,4 46,3 
44,3 

45,9 
127,7 45,4 

45,5 
44,0 

128,4 46,4 
44,1 
47,4 

125,1 47,0 
46,1 
46,6 

125,8 48,1 
47,5 

46,0 
125,4 47,6 

47,9 
50,8 

122,8 44,6 
43,3 
47,7 

41,5 
46,2 41,9 41,9 

42,5 
44,2 

44,8 41,4 43,0 
43,3 
44,8 

45,2 46,5 45,8 
45,9 
46,7 

45,9 50,9 48,8 
48,7 

51,8 
45,6 49,6 50,7 

50,5 
49,2 

44,8 53,2 50,6 
49,4 
51,0 

46,8 49,7 50,5 
50,7 
51,1 

47,4 51,1 50,9 
50,4 

52,2 
47,2 52,3 52,3 

52,3 
55,2 

46,2 50,9 51,2 
47,4 
53,8 

1) Saisonbereinigt nach dem Berliner Verfahren (BV3). Dieses Verfahren hat die Eigenschaft, daß sich beim Hinzufügen eines neuen Wertes davorliegende saisonbereinigte Werte 
in der Zeitreihe auch dann ändern können, wenn deren Ursprungswert unverändert geblieben ist. Die Vierteljahreswerte wurden aus den saisonbereinigten Monatswerten errech-
net. - 2) Außerdem arbeitstäglich bereinigt. - 3) Index der Durchschnittswerte und Außenhandel Westdeutschlands - soweit nicht veröffentlicht - vom DIW geschätzt. 

Quellen: Bundesanstalt für Arbeit und Statistisches Bundesamt. 


